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Ein Abgang, der nicht im Drehbuch standEin Abgang, der nicht im Drehbuch standEin Abgang, der nicht im Drehbuch standEin Abgang, der nicht im Drehbuch standEin Abgang, der nicht im Drehbuch stand

Zum Jahreswechsel berichtete die Presse, daß selbst Weihnachten die Men-
schen nicht vor alltäglichen Gefahren feit. Im Brandenburger Land wurde
einem Touristen am ersten Weihnachtsfeiertag sein blindes Vertrauen in die
Technik beinahe zum Verhängnis. Er fuhr mit seinem Jeep an der Caputher
Fähranlegestelle ins kalte Havelwasser, weil das satellitengesteuerte Naviga-
tionssystem seines Wagens versagte. Die elektronische Bordkarte, die zusam-
men mit dem satellitengestützten Ortungssystem GPS betrieben wird, hatte
ihm angezeigt, daß dort eine Brücke über die Havel führt. Das Caputher Ge-
münde, wie diese Havelenge hier heißt, überbrückt man seit vielen Jahrzehn-
ten, ob zu Fuß, zu Pferde oder motorisiert, nur mit der Caputher Seilfähre,
einem Wahrzeichen dieses Ortes. Fahrer und Beifahrerin wurden übrigens
durch den Fährmeister unverletzt geborgen, auch war laut Wasserschutzpoli-
zei kein Alkohol im Spiel.

Im Wettkampf um den Zukunftsmarkt der auf Karten basierenden Verkehrs-
information (Telematik) ist der Autofahrer als Kunde heiß begehrt. Über 250
Millionen Mark investiert die Industrie bis zum Jahr 2000 in dieses Projekt.
Dadurch wächst die wirtschaftliche Bedeutung der wertvollen Ressource
Geodaten. Sie stellt Informationen bereit, die in digitaler Form Netzwerke und
Routen optimieren - wenn die Basisdaten stimmen. So ist in den “elektroni-
schen Karten” des Landesvermessungsamtes Brandenburg nicht eine Brük-
ke, sondern die Seilfähre eingetragen. Aber zwischen unkontrollierter Tech-
nikeuphorie und Chaos ist es oft nur ein kurzer Weg.

Der Satz von Franz Kafka: “Verbringe nicht die Zeit mit der Suche nach
einem Hindernis, vielleicht gibt es keines” darf nicht als falsch verstandene
Analogie bei der neuen Lust am GPS-Surfen angewendet werden.

Heinrich Tilly
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Selbst ein Geodät denkt bei seiner täglichen
Arbeit oft nicht mehr über die Definition
seiner vielfältigen Meßgrößen nach - er
wendet sie lediglich an.

Die Maß- und Gewichtskunde, allgemein
als Metrologie bezeichnet, gliedert sich in
vier Bereiche, die voneinander abhängig
sind und sich deshalb in ihrer Entwicklung
beeinflussen:
$$$$$ die historische Metrologie, die sich mit

der Geschichte des Messens beschäftigt,
$$$$$ die technische Metrologie, zu der die

Meß- und Hilfsmittel, die Normalgeräte
und die Meßräume gerechnet werden,

$$$$$ die gesetzliche Metrologie, die das staat-
lich geordnete und beaufsichtigte Meß-
wesen umfaßt sowie

$$$$$ die theoretische Metrologie, die sich vor-
wiegend mit den Maßeinheiten, den Maß-
systemen und deren theoretischen Zusam-
menhängen befaßt.
Die gesetzliche Metrologie, die den ei-

gentlichen Anlaß dieses Aufsatzes liefert,
kann nicht ohne ihren historischen und
technischen Hintergrund eingeordnet wer-
den, weshalb zunächst diese zwei Aspekte
näher beleuchtet werden sollen. Dabei soll
exemplarisch die Längeneinheit im Vorder-
grund stehen. Welche Einheiten zur Defi-
nition  eines  vollständigen  Einheitensy-

200 Jahre französisches Urmaß,
130 Jahre metrisches Maßsystem in Deutschland

stems vonnöten sind, wird am Ende des
Aufsatzes näher erläutert.

Historische Metrologie
Die ältesten bekannten Funde von Meßge-
räten stammen aus Vorderasien und Ägyp-
ten. Ein in Altbabylon gebräuchliches Län-
genmaß ist durch eine Skulptur eines Stadt-
fürsten, der auf den Knien einen Maßstab
mit Skalenteilung trägt, überliefert. Sie
wird auf 2000 v.Chr. datiert und legt die so-
genannte „Gudea-“ (Stadtfürst-) Elle fest.
Außer der Elle kannte man noch die
Längeneinheiten Rohr, Schritt, Fuß, Span-
ne, Hand, Finger und Gerstenkorn. Über
alle späteren Kulturen (Ägypter, Römer,
Chinesen, Inder etc.) setzte sich die grund-
sätzliche Einteilung der Längen in Maße,
die direkt vom Menschen oder aus dessen
Umgebung ableitbar sind, bis in die Neu-
zeit fort. Da jedoch jeder Herrscher die Maß-
einheiten immer nur in seinem Herrschafts-
bereich festlegen konnte, er aber wiederum
meist aus Prestigegründen die Maße seines
Nachbarn nicht anerkannte, entstand eine
Heterogenität der Längenmaße.

Eine starke Zentralgewalt, die ein einheit-
liches Maßsystem hätte durchsetzen können,
gab es nicht.

Daher bemühte sich die Wissenschaft ih-

Andree Böger und Knut Seibt

Messen und Maß sind Begriffe, die uns täglich begegnen. Ein Zusammenleben
von Menschen ist heutzutage ohne Maße und ohne Messen nicht mehr vorstell-
bar. Das Messen ist so sehr Bestandteil unseres Lebens geworden, daß wir
schon gar nicht mehr bemerken, wann wir etwas messen, was wir messen oder
wie wir ein Meßergebnis zur Kenntnis nehmen und auswerten.
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rerseits, ein solches System zu finden, das,
frei von nationalen Besonderheiten, den
zukünftigen Anforderungen entsprechen
sollte und daher Aussicht hatte, internatio-
nal anerkannt zu werden.

Technische Metrologie
Dabei blieben die Forderungen an ein Maß-
system zu allen Zeiten gleich:
$$$$$ Auswahl und Unveränderlichkeit der

Maßeinheit,
$$$$$ Einfachheit des Systems,
$$$$$ Bequemlichkeit beim Gebrauch,
$$$$$ Reproduzierbarkeit.
Nun gibt es zwei Möglichkeiten der Defi-
nition eines Längenmaßes, nämlich als Na-
tur- oder als Urmaß.

Als Naturmaß bezeichnet man ein Maß,
welches direkt aus der Natur abgeleitet
werden kann. Durch den direkten Rück-
griff auf die Natur werden Vergleichsmes-
sungen, die z.B. für eine möglichst weite
Verbreitung einer Maßdefinition vonnöten
sind, unnötig. Der Umweg über sogenannte
Urmaße und ihre Realisierung über Proto-
typen ist somit eigentlich nur zweite Wahl.
Im Laufe der Geschichte ergaben sich vie-
le Definitionen verschiedener Naturmaße.
Naheliegend waren zunächst die schon er-
wähnten Körpermaße. Diese Maße sind
aber nun alles andere als konstant (sie va-
riieren von Mensch zu Mensch). So ent-
stand als nächstes die Idee, Maße eines ein-
zelnen Menschen anzuhalten, wobei sich
die jeweiligen Herrscher als „Prototypen“
anboten: die Länge des Fußes Karls des
Großen (789 n.Chr.) oder die Entfernung
der Nasenspitze von Englands König Hein-
rich I bis zu dessen Daumen am seitlich
ausgestreckten Arm (= 1 Yard, 1101 n.Chr.).
Aber diese Festlegungen überdauerten sel-
ten die jeweilige Herrschaftszeit.

Auch die dem Geodäten wohlbekannte

Methode der Mittelbildung wurde ange-
wandt, um die Reproduzierbarkeit eines
Naturmaßes zu erhöhen. Der Sachsenspie-
gel, quasi die erste Gesamtniederschrift
deutschen Rechts, schlug im Mittelalter
(1230) vor, die Summe der Fußlängen von
15 Männern als eine Rute zu definieren.
Diese Privatarbeit des Anhaltiners Eike von
Repkow verwendete schon nicht mehr den
Kaiser oder einen Fürsten als „Maß aller Din-
ge“, vielleicht aber auch nur, weil er ja eben
nicht von diesen beauftragt worden war.

Die Erde als Maßstab
Der wissenschaftliche Ansatz bedeutete in
der Zeit von Newton und Descartes (um
1700) eine Abkehr vom Menschen als zen-
tralem Bezug hin zur Umwelt und Natur im
Wortsinn: der Erde.

Auf der Suche nach ableitbaren Größen
aus der Erde erarbeitete die Französische
Akademie der Wissenschaften zunächst
drei Ansätze:
$$$$$ ein bestimmter Teil des Äquatorkreises,
$$$$$ ein aus dem Meridianquadranten abge-

leitetes Maß oder
$$$$$ die Länge des Sekundenpendels in 45°

Breite
sollten das neue Naturmaß repräsentieren.

Im Jahre 1791 wurde auf der National-
versammlung in Paris dem Meridian-
quadranten der Vorzug gegeben, weil zum
einen das Pendelmaß von zwei weiteren
Maßeinheiten, der Zeit und der Schwer-
kraft, abhängig ist und zum anderen wegen
der damaligen Schwierigkeit, entlang des
Äquators zu messen (Längenmessung =
Zeitmessung).

1795 führte man dann in Frankreich per
Gesetz das metrische Maßsystem ein. Das
Meter sollte der 10millionste Teil der Län-
ge des Erdquadranten sein, die heute wohl
bekannteste Definition des Meters.
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Da die dazu eingeleiteten Gradmessun-
gen zwischen Paris und Dünkirchen von
Delambre und Mechain noch nicht abge-
schlossen waren, wurden zunächst einfach
die bereits seit 1739/40 vorliegenden Er-
gebnisse einer Meridianmessung von Cas-
sini III und Lacaille benutzt. Der daraus ab-
geleitete Prototyp, ein flacher Platinmaß-
stab, heißt deshalb zu Recht „mètre provi-
soire“ (Provisorisches Meter). Nach Ab-
schluß der Gradmessungen wurde auf-
grund neuer Berechnungen mit Gesetz vom
10. Dezember 1799 das „mètre vrai et défi-
nitif“ (Wahres und endgültiges Meter) fest-
gelegt. Der dazugehörige Prototyp wird
noch heute im „Pavillon Breteuil“ in
Sèvres bei Paris aufbewahrt. Er trägt den
viel zitierten Namen „mètre des archives“
(Archivmeter).

Das eigentliche Ziel blieb jedoch uner-
reicht, denn die Realisierung eines Natur-
maßes kann aus zwei Gründen nicht als
vollständig umgesetzt gelten. Erstens ist,
wie wir heute wissen, die Erde kein starrer
Körper. Eine nochmalige Ableitung des
„Naturmeters“ würde also zwangsläufig zu
einem anderen Maß führen.

Zweitens erfolgte die Definition aus prak-
tischen Erwägungen wieder über ein nicht
reproduzierbares Urmeter.

Als Vorteil bleibt allerdings die gleichzei-
tige Einführung der dezimalen Teilung und
der bis heute vorgeschriebene Gebrauch von
lateinischen Vorsatzwörtern für dezimale
Unterteilungen (Dezi, Zenti, Milli, etc.) und
griechischen Vorsatzwörtern für dezimale
Vielfache (Deka, Hekto, Kilo, etc.).

In der Folgezeit ergaben sich unzulässig
große Abweichungen bei Vergleichen der
hergestellten Kopien vom französischen
Urmaß - ein höchst unbefriedigender Zu-
stand für die einzelnen Staaten.

Gerade die Geodäten litten unter diesen

Unzulänglichkeiten, da sie ihre Landes-
netze mit den daraus resultierenden unter-
schiedlichen Maßstäben nicht verknüpfen
konnten. Sie ergriffen deshalb die Initiative
und regten auf der 2. Generalkonferenz der
Europäischen Gradmessung 1867 in Ber-
lin an:

„Im Interesse der Wissenschaft und ins-
besondere der Geodäsie sollte in Europa
ein einheitliches Maß  und Gewichtssystem
mit Dezimalteilung angenommen werden.
Die Konferenz empfiehlt das metrische Sy-
stem und hält die Herstellung eines neuen
europäischen Normalmeters für wün-
schenswert, dessen Länge sich von der des
französischen „mètre des archives“ so we-
nig wie möglich unterscheiden soll. Wei-
ter befürwortet die Konferenz die Grün-
dung eines europäischen internationalen
Büros für Maß und Gewicht“.

Im August 1870 trat die „Internationale
Meterkonvention“ erstmalig zusammen.
Das geforderte „Internationale Komitee für
Maß und Gewicht“ wurde eingesetzt und
die Herstellung neuer Prototypen vorberei-
tet. Die Herstellung der Prototypen stellte
sich technisch als äußerst schwierig dar. So
konnten erst 1889, also fast 20 Jahre spä-
ter, auf der 1. Generalkonferenz für Maß
und Gewicht 30 angefertigte Etalons an die
Mitgliedstaaten verlost werden.

Da schon zu diesem Zeitpunkt Zweifel
an der Stabilität der verwendeten Legie-
rung auftraten, unternahm man bereits ein
Jahr später Versuche, das Meter durch Wel-
lenlängen eines monochromatischen Lich-
tes darzustellen, was eine deutliche Abkehr
von der bisherigen mechanistisch gepräg-
ten Vorgehensweise bedeutete.
Im Jahre 1906 führte dies mittels der Wel-
lenlänge der roten Kadmiumlinie zum Er-
folg und wurde 1927 von der 7. General-
konferenz als inoffizielle technische Defi-
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nition sanktioniert. Diese an sich sehr ge-
wünschte Rückführung auf ein Naturmaß
hatte, da der Prototyp nach wie vor als
Definition bestehen blieb, eine zweite
Meterfestlegung zur Folge. Erst durch die
Verwendung der orangen Kryptonlinie und
die gleichzeitige Aufhebung der Prototyp-
definition auf der 11. Generalkonferenz
1960 konnte dieser Dualismus beseitigt
werden.

Die vorläufig (und endgültig?) letzte De-
finition legte die 17. Generalkonferenz im
Jahre 1983 als die Strecke fest, die das
Licht im Vakuum während der Dauer von
Sekunden durchläuft.

Anders herum betrachtet wurde mit dieser
Naturmaßdefinition die Lichtgeschwindig-
keit ein für alle Mal mit 1 : 299792458 m/s
festgeschrieben.
Die Abhängigkeit der Meterdefinition von
der Zeitmessung führt natürlich dazu, daß
eine etwaige zukünftige Änderung bzw.
Verbesserung in der Sekundendefinition
automatisch eine Neudefinition des Meters
nach sich ziehen würde. Man hat übrigens
bewußt offen gelassen, wie die Laufzeit-
definition realisiert werden kann bzw. soll.
So will man neben den bekannten Reali-
sierungsverfahren auch zukünftige Ent-
wicklungen ermöglichen.
Gesetzliche Metrologie
Wie wurden nun die wissenschaftlichen
Erkenntnisse und Festlegungen in nationa-
les Recht umgesetzt?

Durch die Maß- und Gewichtsordnung
des Norddeutschen Bundes vom 17. Au-
gust 1868, wurde das metrische Maß- und
Gewichtssystem in den diesem Bund ange-
hörenden Bundesstaaten eingeführt. Der
1866 von Bismarck gegründete Bundes-
staat umfaßte insgesamt 22 Staaten, darun-
ter Preußen, das Königreich Sachsen und
Teile des Großherzogtums Hessen. Vor

nunmehr 130 Jahren wurde also die erste
länderübergreifende Maß- und Gewichts-
ordnung in Deutschland eingeführt und bil-
dete damit die Grundlage aller weiteren
Eich- und Maßgesetze.

Dieses Gesetz sollte ab 1870 fakultativ
und ab 1872 obligatorisch angewendet
werden. In den süddeutschen Staaten
wurdenübrigens fast gleichlautende Geset-
ze erlassen. Aber bereits mit der Gründung
des Deutschen Reiches zu Beginn des Jah-
res 1871 dehnte sich die Gültigkeit der
Maß- und Gewichtsordnung auf das ge-
samte Reichsgebiet aus: durch Gesetz vom
16. April 1871 wurde die norddeutsche
Maß- und Gewichtsordnung zum Reichs-
gesetz erhoben. Als Prototyp diente eine
Platinkopie des„mètre des archives“, welche
1,00000301 mal länger war als das Origi-
nal in Paris. Etwas ungewöhnlich mag er-

 Meterprototyp Nr. 23 aus 90% Platin und
10% Iridium. In der neutralen Faser, die bei
Durchbiegung weder gedehnt noch ge-
staucht wird, sind an jedem Ende drei Striche
quer zur Längsachse gezogen. Die beiden
mittleren sind die Begrenzung des durch den
Prototyp verkörperten Meters (Bildnachweis:
PTB Braunschweig).
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scheinen, daß das Ergebnis dieser Eich-
messung Bestandteil des Gesetzes war.

Nach der erwähnten Verlosung der 30
Prototypen von 1889 wurde mit der Novel-
le vom 26. April 1893 zur Maß- und Ge-
wichtsordnung des Deutschen Reiches die
den Deutschen zugeloste Nr. 18 zum Ur-
maß erklärt.

Auch im Maß- und Gewichtsgesetz von
1935 blieb diese Festlegung des Urmaßes
bestehen.

Erst 1969 erfolgte mit der Verabschie-
dung des neuen Gesetzes über Einheiten im
Meßwesen eine Anpassung an die Be-
schlüsse der 11. Generalkonferenz, die be-
reits 1960 erfolgt waren. Neben dem SI-
System (Système International d’Unités)
übernahm man die Kryptondefinition ex-
pressis verbis in das Gesetz.

In der bislang letzten Novelle dieses Ge-
setzes vom 22. Februar 1985 kam man zu
einer anderen Regelung. Es wird lediglich
der Bundesminister für Wirtschaft unter
anderem ermächtigt, per Rechtsverord-
nung, die nicht der Zustimmung des Bun-
desrates bedarf, die Definition der Einhei-
ten festzulegen.

In der daraufhin am 13. Dezember 1985
erlassenen Ausführungsverordnung zum
Gesetz über Einheiten im Meßwesen wird
keine explizite Meterdefinition mehr ange-
geben, sondern nur noch auf die DIN 1301
verwiesen. Im dortigen Teil 1, Anhang A
findet man nun die heute gültige Licht-
geschwindigkeitsdefinition des Meters.
Dadurch wurde erreicht, daß es für etwai-
ge Neudefinitionen von Einheiten keiner
Gesetzesänderung mehr bedarf.

Theoretische Metrologie
Das internationale SI-Einheitensystem ist,
wie schon erwähnt, 1960 von der 11.
Generalkonferenz für Maß und Gewicht

eingeführt worden. Es beendete ein über
hundertjähriges Durcheinander mit einer
Vielzahl von Einheiten und Einheiten-
systemen. Man unterscheidet dabei zwei
Klassen von Einheiten: die Basis- und die
abgeleiteten Einheiten. Für Deutschland fin-
det man diese Größen in der schon erwähn-
ten DIN 1301. Die Basiseinheiten sind:
$$$$$ das Meter (m) als Einheit der Länge,

das Kilogramm (kg) als Einheit der Masse,
$$$$$ die Sekunde (s) als Einheit der Zeit,
$$$$$ das Ampere (A) als Einheit der elektri-

schen Stromstärke,
$$$$$ das Kelvin (K) als Einheit der thermo-

dynamischen Temperatur,
$$$$$ das Mol (mol) als Einheit der Stoff-

menge und
$$$$$ die Candelar (cd) als Einheit der Licht-

stärke.
Zu den 21 abgeleiteten Einheiten gehö-

ren z.B. die Kraft und die Energie.
Neben den SI- Einheiten gibt es noch die

sogenannten „Einheiten außerhalb des SI“.
Als Beispiele seien das Volumen (in Liter)
und „die Fläche von Grundstücken und
Flurstücken“ mit den Einheitennamen Ar
(a) und Hektar (ha) genannt.

In der Bundesrepublik hat die Physika-
lisch -Technische Bundesanstalt (PTB) mit
dem Gesetz über Einheiten im Meßwesen
u.a. die Aufgabe übertragen bekommen,
„die gesetzlichen Einheiten darzustellen“
sowie die deutschen „Prototype [...] bzw.
Einheitenverkörperungen und Normale an
internationale Prototypen oder Etalons [...]
anzuschließen [...] und aufzubewahren“.

Wie schwierig dieses Aufbewahren von
Prototypen auf der einen Seite und wie
unglücklich auf der anderen Seite die Ab-
hängigkeit von einem Urmaß sein kann, sei
anhand folgender abschließender Episode
geschildert.
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Am 26. September 1889 erhielt Deutsch-
land in Paris für die Kaiserliche Normal-
eichungskommission den Meterprototypen
Nr. 18. Weil Bayern bei der 1. Zusammen-
kunft der internationalen Meterkonvention
im Jahre 1870 als eigenständiges Mitglied
vertreten war, erhielt auch Bayern für sei-
ne Normaleichungskommission einen ei-
genen Meterprototypen, Nr. 7. Während
des 2. Weltkrieges wurde dieser Prototyp
für Vergleichsmessungen an die Physika-
lisch Technische Reichsanstalt (PTR), Vor-
gängerin der PTB, in Berlin abgegeben.
Kurz darauf wurden fast alle Laboratorien
in verschiedene Orte des Deutschen Rei-
ches verlegt, zum Hauptteil nach Thürin-
gen (Weida, Ilmenau, Zeulenroda und
Ronneburg). Das Institut in Weida wurde
nach dem Krieg auf Befehl der Sowjeti-
schen Militäradministration in das Deut-
sche Amt für Maß und Gewicht umgewan-
delt und später wieder nach (Ost-) Berlin
umgesiedelt. Über diese Umwege geschah
es nun, daß die DDR in den Besitz der
Meterprototypen Nr. 7 und Nr. 18 gelang-
te. (West-) Deutschland dagegen stand
ohne Prototyp da! Zum Glück hatte Belgi-
en seinerzeit zwei Prototypen zugeteilt be-
kommen. So konnte die Bundesrepublik im
Jahre 1954 nach 9 „maßlosen Jahren“ den
Prototyp Nr. 23 erwerben. Alle drei nun-
mehr historischen und in Fachkreisen de-
spektierlich „Knüppel“ genannten Prototy-
pen fanden schlußendlich doch noch zuein-
ander, denn nach Aussage der Physikalisch
-Technischen Bundesanstalt in Braun-
schweig befinden sie sich in dem dortigen
Fundus.

Wer im übrigen mehr über die PTB und
ihre Aufgaben sowie speziell über das SI-
System erfahren möchte, kann von der

PTB in Braunschweig bzw. Berlin eine ent-
sprechende Broschüre anfordern. Oder,
wie heute üblich, über das Internet: http://
www.ptb.de.

Maßlose Zeiten
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Historische Entwicklung der
Eisenbahnvermessung nach 1945
Nach dem 2. Weltkrieg wurde das behörd-
liche Vermessungswesen bei der Deut-
schen Bundesbahn (DB) und der Deut-
schen Reichsbahn (DR) als Dezernat in den
jeweiligen Bundes- bzw. Reichsbahndirek-
tionen angesiedelt.

In der DDR wurde am 15. April 1951
das Entwurfsbüro der DR gegründet. 1952
wurde die Vermessung der DR der Reichs-
bahnbaudirektion unterstellt, einer Organi-
sationsform für den Baubereich, den es bei
der DB nicht gab. Bei der DB blieben die
Vermessungsabteilungen als Dezernat bei
den jeweiligen Direktionen.

Von jetzt ab gingen die Wege der Ver-
messung der DB und der DR in ihrer Ent-
wicklung nicht mehr konform.

Bei der DB entwickelte sich die Vermes-
sung mit allen Befugnissen einer amtlichen
Vermessungsstelle. Als Behörde war sie
auch befugt, Aufgaben der behördlichen
Liegenschaftsvermessung wahrzunehmen.

Wolfram Schaal und Stefan Niedfeld

Organisation und Aufgaben
des Vermessungswesens bei der Deutschen
Bahn; Berührungspunkte zum behördlichen
Vermessungswesen der Landesverwaltungen
Die Entwicklung des Vermessungswesens der Bahn ging in beiden Tei-
len Deutschlands zunächst verschiedene Wege, um dann ab 1990 einheit-
lich aufgebaut zu werden. Besonders mit der Bahnreform (seit 1994) wur-
den die Struktur- und Aufgabenprofile neu bestimmt. Diese große Heraus-
forderung, besonders im Zusammenhang mit der Bautätigkeit auf Euro-
pas größter Baustelle, wurde durch die enge Zusammenarbeit zwischen
der Vermessung der Deutschen Bahn und dem behördlichen Vermessungs-
wesen der Landesverwaltungen erleichtert.

Bei der DR wurde die Vermessung im
Entwurfs- und Vermessungsbetrieb der
Deutschen Reichsbahn (EVDR) angesie-
delt.

Am 1. Januar 1990 begann der Aufbau
einer analogen Struktur DB/DR und eine
sofortige enge Zusammenarbeit der Fach-
abteilungen der DB/DR. 1994 erfolgte
dann die Zusammenführung DB/DR zur
Deutschen Bahn. Von nun an wurde die
Abwicklung der Arbeitsaufgaben nach
gleichem Prinzip durchgeführt, wobei der
Status einer behördlichen Vermessungs-
stelle aufgegeben wurde.

Struktur- und Aufgabenprofil der
Vermessung der Deutschen Bahn

Struktur der Vermessung (seit 1994)

Die Vermessung gliedert sich in 3 Bereiche:
$$$$$ Bahngeodaten,
$$$$$ Technische Liegenschaftsbearbeitung,
$$$$$ Ingenieur-Vermessung, Landschafts-

planung.
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 Ingenieur-Vermessung

$$$$$ Planungsgrundlagen
Karten, Lage- und Leitungspläne, Profile, Lage- und Höhennetze

$$$$$ Entwurfsvermessung
$$$$$ Bauvermessung

Absteckung
$$$$$ Gleisgeometrische Qualitätssicherung

Planprüfung, Beweissicherung
$$$$$ Bestandsdokumentation

Aufgabenprofil der Vermessung

Bahngeodaten

$$$$$ DB-Streckendaten
Merkmale, Zuständigkeiten

$$$$$ DB-GIS
Streckennetz, Gleisnetz, Liegenschaften, ortsfeste Anlagen und Topographie

$$$$$ Lichtraumdatenbank LIRA
Engstellenverzeichnis, Lü-Datei

$$$$$ Liegenschaftsnachweis LINA
Rechtsverhältnisse, Bewirtschaftungseinheiten

$$$$$ Digitale Kartographie
Basiskarten, Sonderkarten, thematische Abteilungen

$$$$$ Analoge/digitale Planverwaltung

 Technische Liegenschaftsbearbeitung

$$$$$ vermessungstechnische Bearbeitung bei Grundstücksverwertung
Vertragspläne, Eigentümerverzeichnisse, Grenzabmarkungen,
Bestandsfortschreibung

$$$$$ Bodenordnungen
Flurbereinigungen, Baulandumlegungen, Grundstücksbewertungen

Diese Aufgabenkomplexe wurden bis
zum 30.09.98 von ca. 1100 Mitarbeitern
im Vermessungswesen der Deutschen Bahn
bearbeitet.

Zum 01.10.1998 ist, der zunächst letzte

Schritt, die Trennung der Vermessung in
Hausherrenaufgaben und Dienstleistungs-
funktion vollzogen. Hieraus ergeben sich
die folgenden 2 Aufgabenbereiche:
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Ausgangssituation der
Vermessung für die Bautätigkeit
in Berlin
Die Teilung Berlins nach dem 2. Weltkrieg
verhinderte ein Gesamtkonzept für den
Aufbau eines einheitlichen Lagenetzes in
Berlin. Nach einem gemeinsamen Anfang
ging man durch die Gründung der beiden
deutschen Staaten ab 1949 getrennte Wege.
Für beide Teile Berlins wurden Soldner-
systeme verbindlich eingeführt. Der Null-
punkt wurde mit „Berlin Müggelberg“ ge-
meinsam festgelegt. In der Folgezeit be-
zogen sich jedoch die Netze im Westteil
der Stadt auf das Ellipsoid Bessel mit dem

Ingenieurvermessung
(NPZ)

 techn. Dienstleister

Planungsbüro für alle Leistungen
der Vermessung im Zusammenhang
mit Bauvorhaben

(Erstellerleistungen)

Netz-Technisches-
Datenmanagement

(NTD)

Führung aller Daten des Geschäfts-
bereiches Netz
- Pläne, Karten
- Liegenschaftsnachweis
- Gleisnetzdaten
- Lichtraumdaten

(Vorhaltung der Daten)

„Datum Rauenberg“, während sich der
Ostteil auf das Bezugsellipsoid von „Kras-
sowski“ festgelegt hatte. Dadurch verlief
die Lagenetzerneuerung in beiden Teilen
Berlins recht unterschiedlich.

Im Bereich des Höhenfestpunktfeldes
wurde in Ostberlin nach der Teilung das
NN-Höhensystem für zivile Aufgaben bei-
behalten, während im übrigen Staatsgebiet
der ehemaligen DDR das HN 56/76 ein-
geführt wurde.

Die durchzuführenden Baumaßnahmen
der sogenannten „Lückenschlüsse für die
Schienenwege“ stellten uns 1989 somit vor
erhebliche Probleme, da in beiden Teilen
Berlins  unterschiedlich gelagerte Lage-
netze bestanden. Diese Lagenetze unter-
scheiden sich an den Nahtstellen Ost-/
West-Berlin, wie z.B. im Bereich der
Friedrichstraße um einige dm.

Somit war und ist bei Bauvorhaben im
Raum Berlin/Brandenburg besonders auf
die unterschiedlichen geodätischen Grund-
lagen zu achten. Es hat sich als vorteilhaft
erwiesen, daß bereits frühzeitig Lage- und
Höhenfestpunktfelder geschaffen werden,
die über sämtliche Leistungsphasen von
der Entwurfsvermessung bis zur abschlie-
ßenden Schlußvermessung erhalten blei-
ben.

Diese kurzfristig zu verknüpfenden Net-
ze waren eine wesentliche Besonderheit
und Ausgangssituation für unsere Tätig-
keit, denn die Festlegung zur Linienfüh-
rung der Bahnanlagen mußte kurzfristig
erfolgen:
$$$$$ Fachkollegen aus beiden Teilen Berlins

erörterten im Verlauf des Jahres 1990 ein
vereinendes Konzept der Zusammenfüh-
rungs- und Neugestaltungsarbeit für ein
„einheitliches Berliner Lagenetz“.

$$$$$ Es wurde festgelegt, das Netz Soldner
Berlin, Datum „Netz 88“ zu verwenden.
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$$$$$ Das System „Müggelberg“ (Soldner Ber-
lin) wird bis zu einer europäischen bzw.
deutschen Regelung als Koordinatensy-
stem beibehalten.

$$$$$ Das Festpunktfeld muß somit im Ostteil
vollständig erneuert werden.

Berührungspunkte zum
behördlichen Vermessungswesen
Die Deutsche Bahn hat als bundesweit
agierendes Unternehmen vielfältige Kon-
takte zum behördlichen Vermessungswe-
sen. So zählt z.B. die Deutsche Bahn zu
den größten Grundstückseigentümern in
der Bundesrepublik und nimmt aktiv am
Grundstücksverkehr teil, sei es durch Ver-
kauf nicht mehr notwendiger Betriebsflä-
chen oder durch Ankauf für den Eisen-
bahnverkehr benötigter Flächen. Bevoll-
mächtigte Mitarbeiter der Abteilung Tech-
nische Liegenschaftsbearbeitung vertreten
die Deutsche Bahn an Grenzterminen.

Ständige Berührungspunkte zum be-
hördlichen Vermessungswesen ergeben
sich beim Aufbau und bei der Pflege der
Festpunktfelder sowie der Fortführung der
Kartenwerke.

Im Zuge der Vereinigung der Deutschen
Bahnen zu einem Unternehmen ergaben
sich insbesondere folgende Schwerpunkt-
aufgaben:

LINA / ALB
Für die Verwaltung des Grundbesitzes und
zum Nachweis von bestehenden Rechten
(Gestattungen) richtete die Deutsche Bahn
aufgrund spezieller Anforderungen der Ei-
senbahn eine eigene relationale Datenbank
für den Liegenschaftsnachweis (LINA)
ein. LINA entspricht der Grundkonzepti-
on nach in etwa dem automatisierten
Liegenschaftsbuch (ALB) der Bundeslän-

der. Das Verzeichnis wird über Verände-
rungsnachweise aktuell gehalten.

LINA stellt seine Leistungsfähigkeit für
Eisenbahnbelange täglich unter Beweis, da
es z.B. streckenbezogene, d.h. unterneh-
mens(=bundes)weite Auswertungen er-
möglicht. Zudem ist die Möglichkeit gege-
ben, den Gebäudebestand einschließlich
der Mietverhältnisse zu dokumentieren.

Erstrebenswert wäre eine enge Verknüp-
fung zwischen ALB und LINA, um Aktu-
alisierungen automatisiert übernehmen zu
können. Für einzelne Bundesländer gibt es
bereits als Vorstufenlösung Programme,
die einen Datenabgleich mit dem ALB er-
möglichen. Eine visuelle Darstellung der
eingetragenen Rechte auf der Grundlage
von Lageplänen ist derzeit nicht gegeben.
Es ist eine Verknüpfung zum Lageplan-
system der Deutschen Bahn, dem DB GIS,
geplant.

DB GIS
Die Deutsche Bahn weist ihre Anlagen,
Liegenschaften, Gebäude u.s.w.  in  Ivl-
Plänen  (Ingenieur-Vermessung-Lageplan)
nach. Der Darstellungsinhalt reicht weit über
den von amtlichen Liegenschaftskarten hin-
aus. Neben den katasterspezifischen Anga-
ben werden vor allem Gleise, Weichen, Si-
gnale, Kilometerangaben, Streckenbe-
zeichnungen und weitere  Eisenbahnspe-
zifika nachgewiesen. Im Gegensatz zu ei-

Summe der Grundstücksflächen:
ca. 1450 qkm
Flürstücke: ca. 224.000 bahneigene

ca. 500.000 benachbarte

Rechtsverhältnisse: ca. 800.000
Streckennetz: z. Zt. ca. 39.000 km
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ner im Raster des Gitternetzes ausgerich-
teten Rahmenkarte paßt sich der Ivl-Plan
dem Verlauf der Eisenbahnstrecke an. Die
Bezeichnung des Planes richtet sich nach
der Streckennummer der Hauptstrecke.
Das Format dieser Pläne reicht von A0 bis
A4 (Querformate). Die intensive Einbezie-
hung interner und externer Partner in die
Planungsprozesse der Bauausführung und
der abschließenden Bestandsdokumenta-
tion erfordert leistungsfähige Schnittstel-
len, die nicht nur die Datenabgaben, son-
dern auch den umgekehrten Weg zur Über-
nahme in den Bestand gewährleisten. Für
viele Signaturen und Symbole sind die
Vorgaben des Objektschlüsselkatalogs der
AdV (OSKA) übernommen worden.

Zur Zeit ist noch keine direkte Übernah-
me von ALK-Daten ohne Nachbearbeitung
möglich. Die Deutsche Bahn befürwortet
die Nutzung der ALK und ist interessiert
an einer turnusmäßigen Übermittlung di-
gitaler Informationen auf der Grundlage
der Vermessungsgesetze der Länder (sie-
he z.B. § 13 (5) VermLiegG Brandenburg).

Festpunktfeld

Zum 1.1.1998 hat die Deutsche Bahn an-
gekündigt, das ETRS 89 (European Ter-
restrial Reference System 1989) und das
DHHN 92 (Deutsche  Haupthöhennetz
1992) als Bezugssysteme für ihre Vermes-
sungsleistungen bundesweit einzuführen.

Solange jedoch noch nicht amtliche An-
schlußpunkte im erforderlichen Umfang in
der Nähe unseres Streckennetzes zur Ver-
fügung stehen, werden auch noch Vermes-
sungsergebnisse in den alten Bezugssyste-
men bearbeitet. Diese Vorgehensweise ist
besonders bei Instandhaltungsarbeiten wirt-
schaftlicher, da Bestandsdaten in den älte-
ren Systemen vorliegen.

Im Rahmen von Neubauvorhaben oder
größeren Schlußvermessungen bietet es
sich jedoch an, mit den jeweils zuständi-
gen Vermessungsstellen des Landes Netz-
entwürfe im ETRS 89 und DHHN 92 ab-
zustimmen. Nach erfolgreicher Prüfung
durch die Vermessung der Deutschen Bahn
und der zuständigen Vermessungsstelle des
Landes können diese Punkte dann zum ge-
genseitigen Vorteil auch als amtliche Punk-
te dienen. Grundlage hierfür ist z.B. im
Land Brandenburg der § 8 des VermLiegG.

Dieses Verfahren bietet für beide Seiten
Vorteile, von denen hier nur einige weni-
ge aufgeführt sein sollen:
$$$$$ Nachfolgende  Liegenschaftsvermessun-

gen können das behördlich übernomme-
ne (Bahn-)Festpunktfeld nutzen; hier-
aus ergibt sich eine Beschleunigung des
Projektabschlusses  und  eine  Kosten-
reduzierung.

$$$$$ Die Fortführung der Kartenwerke wird
vereinfacht.

$$$$$ Das Plan- und Datenwerk der Deut-
schen Bahn werden im amtlichen Be-
zugssystem erstellt.

$$$$$ Die Pflege des Festpunktfeldes in der
Zukunft erfolgt nicht nur durch die
Deutsche Bahn selbst, sondern auch
durch Katasterämter und ÖbVermIng.

$$$$$ Ein abgestimmter Netzentwurf vermei-
det die ungünstige Häufung von Fest-
punkten in unmittelbarer Nähe. Die
Deutsche Bahn und das jeweilige Land
führen für gleiche örtlich vorhandene
Festpunkte gleiche Koordinaten.

Im übrigen sei bemerkt, daß weiterhin
selbstverständlich Festpunkte mit hoheit-
lichem Charakter nur über die zuständigen
behördlichen Vermessungsstellen heraus-
gegeben werden. Die Deutsche Bahn ver-
wendet für eigene Aufgaben die in der Ört-
lichkeit identischen Punkte (gleiche Ver-
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markung aber andere Punktnummer und
Kopf in der Einmessungsskizze).

Bei dieser Vorgehensweise hat die Deut-
sche Bahn bisher gute Erfahrungen im Be-
reich   der  Schnellbahnverbindung   Ber-
lin-Hannover  und der  Ausbaustrecke  Ber-
lin-Hamburg mit dem Kataster- und Ver-
messungsamt Havelland und bei der Er-
tüchtigung der Strecke Fürstenwalde-Bees-
kow mit dem Kataster- und Vermessungs-
amt Oder-Spree gemacht (Kostenersparnis
für beide Partner).

Die konstruktive Zusammenarbeit mit
den beteiligten Kataster- und Vermessungs-
ämtern (KVA) findet im Rahmen dieser
konkreten Projekte ihre Fortsetzung bei
den Schlußvermessungen, die für die Strek-
ken nach Hannover und Hamburg kurz vor
dem Abschluß stehen und für die Baumaß-
nahmen der Strecke Fürstenwalde-Bees-
kow im Sommer 1999 beginnen.

Kooperationsvertrag Land Branden-
burg und Deutsche Bahn

Grundlage der oben aufgezeigten Vorge-
hensweise zwischen dem Land Branden-
burg und der Deutschen Bahn ist neben
dem Brandenburgischen Vermessungs-
und Liegenschaftsgesetz ein Rahmenver-
trag, der im Oktober 1997 unterzeichnet
wurde.

Hierin erklären beide Vertragspartner,
daß sie in den Bereichen
$$$$$ Lagefestpunktfeld,
$$$$$ Höhenfestpunktfeld,
$$$$$ ALK bzw. Vorstufe ALK,
$$$$$ Deutsche Bahn eigene Unterlagen, Mes-

sungen, Auswertungen
bei konkreten Projekten ihre Vorgehens-
weise abstimmen wollen.

Ziel ist die Einrichtung der jeweiligen
raumbezogenen Basisinformationssysteme

und die Verdichtung des Lage- und Höhen-
festpunktfeldes. Planungsgrundlagen sol-
len im System der amtlichen Nachweise
geschaffen werden.

Weitere Projekte könnten die Flughafen-
anbindung Schönefeld, die Ausbaustrecken
von Berlin nach Halle und Leipzig sowie
nach Frankfurt/Oder werden.

Unabhängig von diesen durch Bauvor-
haben ausgelösten Projekten sind übergrei-
fende Lösungen auch für die beauftragten
Bauvorhaben  im Instandhaltungssektor
der Deutschen Bahn denkbar.

�
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Der WDer WDer WDer WDer Weg in die Informations-eg in die Informations-eg in die Informations-eg in die Informations-eg in die Informations-
gesellschaftgesellschaftgesellschaftgesellschaftgesellschaft

Wenn man den heutigen gesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Wandel kurz beschrei-
ben will, dann wird gern davon gesprochen,
daß wir uns auf dem Weg von einer Pro-
duktions- in eine Dienstleistungsgesell-
schaft befinden und daß wir uns von einer
Industriegesellschaft hin zu einer Informa-
tionsgesellschaft entwickeln [1]. Solche
Plakatierungen sind natürlich oberfläch-
lich. Wir werden weder auf Produktion
noch auf Industrie verzichten können. Prä-
gend sind jedoch die Trends: Der Anteil am
Erwerbseinkommen durch Dienstleistun-
gen gegenüber dem durch Produktion von
Waren wächst ebenso wie die Bedeutung

von Informationen und ihrer Gewinnung
und Verbreitung für den beruflichen und
privaten Sektor.

Innerhalb weniger Jahrzehnte seit ihrer
Erfindung hat die moderne Informations-
und Kommunikationstechnik Wirtschaft,
Verwaltung und Freizeit in einer Weise
durchdrungen, daß man sich das Fehlen
solcher Technologie nur noch als rück-
wärtsgewandten Nostalgietrip oder als Hor-
rorszenario vorstellen kann. Arbeits- und
Produktionsprozesse werden durch Com-
puter gesteuert und beherrschbar gemacht,
genauer: Sie können so komplex werden,
weil es Computer gibt, mit denen man sie
noch beherrschen kann. Die Umsetzung
von modernen Gesetzen setzt den Einsatz

Hanns-Wilhelm Heibey

Chancen und Risiken neuer TChancen und Risiken neuer TChancen und Risiken neuer TChancen und Risiken neuer TChancen und Risiken neuer Technologien ausechnologien ausechnologien ausechnologien ausechnologien aus
der Sicht des Datenschutzesder Sicht des Datenschutzesder Sicht des Datenschutzesder Sicht des Datenschutzesder Sicht des Datenschutzes

Der Weg in die Informationsgesellschaft wird durch den technischen
Fortschritt bei den Informations- und Kommunikationstechniken gebahnt.
Die Abhängigkeit der wichtigsten gesellschaftlichen Prozesse von der
Sicherheit und Zuverlässigkeit solcher Systeme wächst derzeit noch stär-
ker als das Bemühen, diese Sicherheit und Zuverlässigkeit zu gewährlei-
sten und als wesentliches Gestaltungsziel moderner Technologien durch-
zusetzen. Für die informationstechnische Sicherheit werden jedoch gegen-
wärtig die methodischen Grundlagen gesetzt, die es möglich machen
sollen, die vernetzte Gesellschaft, den elektronischen Handel und die
Geldflüsse im “Cyberspace” beherrschbar zu machen. Auch demokrati-
sche Errungenschaften wie die Rücksichtnahme auf die Persönlichkeits-
rechte der Bürger, das Recht auf Privatheit und informationelle Selbstbe-
stimmung als Voraussetzung für die freie Entfaltung der Persönlichkeit
müssen nicht auf dem Altar der Technik geopfert werden. “Datenschutz
durch Technik” bietet die Chance, “altmodische” Werte wie Persönlich-
keitsrechte in die Informationsgesellschaft hinüberzuretten.
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von Computern voraus, gäbe es sie nicht,
müßten die Gesetze anders aussehen. Hät-
te man nicht die Computer für ihre Umset-
zung, könnte man zum Beispiel die in eine
Lohn- und Gehaltsrechnung einfließenden
Vorschriften kaum so komplex fassen, wie
es heute der Fall ist.

Wir sind also abhängig von der sicheren
und zuverlässigen Funktion der Informa-
tions- und Kommunikationssysteme, die
sich heute wie folgt darstellen:
Mit dem Internet besteht eine weltweite
Vernetzung von vielen Millionen unter-
schiedlicher informationstechnischer Sy-
steme - von den heimischen PCs bis zu den
komplexen Großsystemen von Industrie,
Verwaltung, Forschung und Militär. Welt-
weite E-Mail-Kommunikation und Infor-
mationsgewinnung über das World Wide
Web (WWW) wird heute wie selbstver-
ständlich jedem Schüler vertraut gemacht.
Ihre Nutzung wird normal im beruflichen
Alltag, gehört zur Gestaltung der Freizeit.

Gleiches gilt für die Mobilkommu-
nikation: Handys sind innerhalb weniger
Jahre zur Alltagstechnologie geworden. Wo
immer man sich aufhält: Ihr Piepen erinnert
uns daran.

Eine weitere Alltagstechnologie finden
wir mittlerweile mehrfach in unseren Brief-
taschen: Chipkarten erobern den Zahlungs-
verkehr, das Gesundheitswesen, schließen
uns Türen auf.

Die weiteren Trends werden von der In-
tegration der Technologien geprägt: Das
Internet entwickelt sich zur globalen Mega-
maschine. Seine Kapazitäten werden er-
weitert, die Sprachkommunikation wird in-
tegriert, über Satellitendienste wird die
Welt zum Dorf gemacht. Der Handel mit
allem, was sich in Bits und Bytes darstel-
len läßt, Daten, Informationen, Medien,
Programme findet auf dem Netz der Netze
statt. Mit virtuellem Geld wird bezahlt.

Stolpersteine auf dem WStolpersteine auf dem WStolpersteine auf dem WStolpersteine auf dem WStolpersteine auf dem Weg in dieeg in dieeg in dieeg in dieeg in die
InformationsgesellschaftInformationsgesellschaftInformationsgesellschaftInformationsgesellschaftInformationsgesellschaft

Über die wirtschaftlichen, kulturellen,
möglicherweise auch politischen Umwäl-
zungen, die die Vervollkommnung der In-
formationsgesellschaft mit sich gebracht
hat bzw. noch bringen wird oder kann, soll
hier nicht gesprochen werden [2].

Die hier interessierenden Stolpersteine
auf dem Weg in die Informationsgesell-
schaft sind die Risiken für
$$$$$ die Sicherheit in der Informationstechnik

und
$$$$$ den Datenschutz in Gestalt der informa-

tionellen Selbstbestimmung.
Die Bedrohung der informationstech-

nischen Sicherheit spiegelt sich in den
Schlagzeilen der Presse wider:
$$$$$ Durch das unbefugte Eindringen in In-

formationssysteme über Kommunikati-
onsnetze (Hacking), ausnahmslos er-
möglicht durch gravierende organisato-
rische und technische Sicherheitsmän-
gel, werden vertrauliche Informationen
(personenbezogene Daten, Firmenge-
heimnisse) Dritten bekannt. Die Wirt-
schaftsspionage mit Computern (Com-
puterspionage) ist der Shooting- Star der
Kriminalstatistik. Zuletzt hat sich die
Zahl der bei der Polizei bekanntgewor-
denen Vorfälle dieser Art jährlich ver-
vielfacht. Dabei spielt eine wesentliche
Rolle, daß die Anbindung an das in vie-
ler Hinsicht unsichere Internet auch für
Unternehmen mittlerweile zum guten
Ton gehört, ohne daß sie mit den not-
wendigen Sicherheitsmaßnahmen flan-
kiert wird.

$$$$$ Neben der Offenbarung von Daten durch
Hacking spielt die Datenmanipulation
eine wesentliche Rolle bei der Com-
puterkriminalität. Sie ist insbesondere
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ein Insiderdelikt, denn unzureichende Si-
cherheitsmaßnahmen, die gegen die ei-
genen Mitarbeiter schützen sollen, ver-
leiten zu solchen Manipulationen, sei es
zur Bereicherung, sei es zur Schädigung.
Motive lassen sich meistens finden.

$$$$$ Schadenbringende Programme oder Pro-
grammteile wie z. B. Computerviren
werden aus den unterschiedlichsten Mo-
tiven erzeugt und verbreitet. Ihre Ver-
breitung wird - so ähnlich wie bei den
biologischen Viren - durch leichtfertiges
Verhalten der Computerbetreiber unter-
stützt. Die “Infektion” mit Computer-
viren, die teilweise nur lästige Compu-
termeldungen verursachen, teilweise
aber sogar Hardware beschädigen kann,
erfolgt über das ungeprüfte und unkriti-
sche Einlesen von Programmen, die über
Disketten oder Netzkommunikation,
z.B. über E-Mail, das System erreichen.
Inzwischen kann die Infektion auch mit
Hilfe von Dokumenten erfolgen, denen
virenverseuchte Makroprogramme (z.B.
WORD-Makros) angehängt sind (sog.
Makroviren).

$$$$$ Die Abhängigkeit aller wichtigen gesell-
schaftlichen Prozesse von einer funktio-
nierenden Informations- und Kommu-
nikationsinfrastruktur macht die Gesell-
schaft anfällig für Sabotageakte gegen
diese Infrastruktur. Wirtschaftsunterneh-
men können irreparabel geschädigt wer-
den, wenn die Informationstechnik für
längere Zeit ausfällt, vor allem wenn sie
von den schnellen Geldströmen abhän-
gig sind, die ohne Informations- und
Kommunikationssysteme nicht mehr
fließen können. Bei vielen Technologi-
en wie z. B. bei Atomkraftwerken, Ver-
kehrssystemen - auch Flugzeugen -, von
deren Funktion die Gesellschaft und von
deren Sicherheit viele Menschenleben

abhängen, würde der Ausfall der sie steu-
ernden und kontrollierenden IT-Systeme
katastrophale Folgen nach sich ziehen.

$$$$$ Neue Kriminalitätsformen wie Betrüge-
reien im Internet, Datendiebstahl, Geld-
fälschung von Cybermoney, Verbreitung
gesetzwidriger Informationsangebote
zeigen, daß die Phantasie der mehr oder
weniger organisierten Kriminellen durch
die Computer und ihre Netze erst rich-
tig angeregt wird.

$$$$$ Dies geht einher mit den Beschränkun-
gen bei der Bekämpfung der organisier-
ten Kriminalität, die darin besteht, daß
die Kriminellen die sich für sie ergeben-
den Vorteile der weltweiten Vernetzung
effizient zu nutzen vermögen, ohne auf
rechtsstaatliche Garantien Rücksicht
nehmen zu müssen. Damit steigt - sehr
deutlich auch in Deutschland - der Druck
der Organe zur Verbrechensbekämpfung
auf die Politik, auch bei der Krimina-
litätsbekämpfung rechtsstaatliche Ga-
rantien und Errungenschaften zur Dispo-
sition zu stellen (man beachte in diesem
Zusammenhang die Debatten um den
“Großen Lauschangriff”, die Regelun-
gen um die Telekommunikationsüber-
wachung und um den Einsatz starker
kryptographischer Verfahren!).
Die Risiken für den Datenschutz, präzi-

ser  die informationelle Selbstbestimmung,
sind subtiler:
$$$$$ Die Informations- und Kommunikati-

onstechnologie hält neue Formen zur
Gewinnung persönlicher Daten bereit:
Sie sind z. B. Nebenprodukte bei der
Nutzung von Diensten der IuK-Infra-
struktur, weil jede Inanspruchnahme sol-
cher Dienste Datenspuren legt, die Rück-
schlüsse auf das kommunikative Verhal-
ten, ggf. sogar auf inhaltliche Präferen-
zen der Nutzer zulassen.
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$$$$$ Solche Daten dienen der Gewinnung von
individuellen Kommunikations- und
Konsumentenprofilen, die der direkten
Ansprache, z.B. bei der Werbung, dienen
können. Diese Potentiale der Daten für
die individuell gesteuerte Direktwer-
bung, die besondere Resonanz erhoffen
lassen, machen die Daten zu begehrten
und damit teuren Handelsobjekten. Der
Handel mit differenzierten, personenbe-
zogenen Angaben von Konsumenten
wird sich wesentlich verstärken. Eben-
so werden die Methoden agressiver, in
den Besitz solcher Daten zu gelangen.

$$$$$ Daten über das Kommunikations- und
Dienstnutzungsverhalten erlauben auch
die vermehrte und differenzierte Kon-
trolle individuellen Verhaltens und von
Vorlieben. Der Kontrolle der Individuen
dient auch der zunehmende Einsatz von
Kontrolltechnologien wie z.B. die Vi-
deoüberwachung einschließlich ihrer di-
gitalen Auswertungsmöglichkeiten.

$$$$$ Den oben genannten Beschränkungen
der Bekämpfung der organisierten Kri-
minalität werden staatliche Eingriffs-
befugnisse entgegengesetzt, die die in-
formationelle Selbstbestimmung abbau-
en.

Informationstechnische SicherheitInformationstechnische SicherheitInformationstechnische SicherheitInformationstechnische SicherheitInformationstechnische Sicherheit

Informationstechnische Sicherheit wird
gemeinhin über die Bedrohungen der Si-
cherheit definiert. Danach werden vier
Grundbedrohungen betrachtet, drei davon
betreffen die Informationstechnik allge-
mein, eine vierte erhält ihre Relevanz in
vernetzten Systemen, insbesondere in Da-
tenkommunikationssystemen wie das In-
ternet.

Zunächst sind die Bedrohungen und Ri-
siken auszuschalten, die die Verfügbarkeit
der Informationssysteme, der Infrastruktur,

der Programme und Daten betreffen. Si-
cherheitskonzepte müssen daher Maßnah-
men vorsehen, die diese Objekte vor unbe-
absichtigtem Verschwinden, Zerstörung,
Beschädigung, Unbrauchbarmachung
schützen oder zumindest die Folgen solcher
Ereignisse entschärfen.

Als zweites ist die Integrität der Syste-
me, Programme und Daten vor Bedrohun-
gen zu schützen. Es müssen demnach Maß-
nahmen ergriffen werden, die die Objekte
vor unbefugten Manipulationen schützen,
die das Verhalten der Systeme und die Er-
gebnisse der Verarbeitung verfälschen
könnten.

Als drittes, aber auch aus datenschutz-
rechtlicher Sicht nicht zuletzt, geht es dar-
um, durch geeignete technische und orga-
nisatorische Maßnahmen die Vertraulich-
keit der Daten gegen unbefugte Offenba-
rung bzw. Kenntnisnahme zu schützen.

In Kommunikationssystemen kommt es
zusätzlich darauf an, die Authentizität des
jeweiligen Kommunikationspartners (Per-
son oder technisches System) und der emp-
fangenen Nachrichten zu gewährleisten: Ist
der Kommunikationspartner der, als der er
sich ausgibt, und ist die empfangene Nach-
richt jene, die der autorisierte Kommuni-
kationspartner gesendet hat?

TTTTTechnische Grundlagen derechnische Grundlagen derechnische Grundlagen derechnische Grundlagen derechnische Grundlagen der
informationstechnischeninformationstechnischeninformationstechnischeninformationstechnischeninformationstechnischen
SicherheitSicherheitSicherheitSicherheitSicherheit

Es gibt eine Reihe von Basistechniken für
die Gewährleistung informationstechni-
scher Sicherheit, die Bestandteile aller kon-
kreten Maßnahmen gegen die Bedrohun-
gen der Verfügbarkeit, Integrität, Vertrau-
lichkeit und Authentizität von Systemen,
Programmen, Daten und ggf. Kommu-
nikationspartnern sind.
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Befugnisregelungen

Weniger eine Technik als vielmehr eine
zwingende Organisationsaufgabe ist es
zuallererst, eindeutige Regelungen zu
schaffen, bekannt zu machen und durchzu-
setzen, die die Befugnisse bei der Daten-
verarbeitung, d.h. beim Umgang mit und
bei der Nutzung von Systemen, Program-
men und Daten, festlegen. Die Trennschär-
fe zwischen Befugnis und Nichtbefugnis ist
auch in Detailaspekten zwingende Voraus-
setzung für einen sicheren Einsatz der
Informationstechnik, denn die wichtigsten
Basistechniken dienen gerade dazu, dem
Befugten seine Befugnisse einzuräumen
und den Unbefugten von seinem Tun ab-
zuhalten.

Maschinelle Authentifikation

Damit erhalten erst Verfahren zur maschi-
nellen Authentifikation einen Sinn. Mit
solchen Verfahren soll ein informations-
technisches System befähigt werden, Un-
befugte von Befugten und unbefugtes Han-
deln von befugtem Handeln zu unterschei-
den, die Befugnisse einzuräumen und das
Unbefugte zu verhindern. Die Methoden
zur Mensch-Maschine-Authentifikation
unterscheiden sich durch die Authentifi-
kationsmittel: Wissen, Besitz und persön-
liche Merkmale der zu authentifizierenden
Person.

Die verbreiteten Paßwort-Verfahren ba-
sieren auf dem möglichst exklusiven Wis-
sen eines Paßworts zu einer meist nicht
geheimen Kennung. Nur wer das dazuge-
hörige Paßwort kennt, kann unter dieser
Kennung mit den Rechten des so authenti-
fizierten Benutzers arbeiten. Die Sicherheit
einer solchen Authentifikation hängt von
der Vertraulichkeit des Paßworts ab. Sie
hängt ab von der Sorgfalt des Benutzers bei
der Geheimhaltung, von der Gültigkeits-

dauer, von der Länge und der Auswahl der
als Paßwort dienenden Zeichenkette sowie
von der geschützten Speicherung des Paß-
worts im System.

Eine weitere Authentifikationstechnik ar-
beitet mit maschinenlesbaren personenbe-
zogenen Ausweisen, die über einen Spei-
cher verfügen, der die notwendigen Authen-
tifikationsinformationen enthält. Diese Spei-
cher bestehen meist aus Magnetstreifen und
sind entsprechend leicht manipulierbar, zu-
nehmend sind es aber auch Chipkarten oder
sog. Token, die größere Sicherheit vor Ma-
nipulationen gewährleisten können. Dabei
handelt es sich um Authentifikation durch
Besitz.

Die dritte Klasse der Authentifikations-
verfahren arbeitet mit den biometrischen
Merkmalen von Personen. Ansätze dafür
bieten Fingerabdrücke, Stimmanalysen,
Iris-Analysen, Unterschriftsanalysen und
die Wiedererkennung von Gesichtsphysio-
gnomien usw. Die biometrischen Verfah-
ren versprechen für die Zukunft verläßli-
che und manipulationsgeschützte Authen-
tifikationen. Trotz erster Markteinfüh-
rungen biometrischer Erkennungssysteme
haben sie sich noch nicht sehr weit durch-
gesetzt, auch deshalb, weil die Präzision
der Unterscheidung befugter und nicht be-
fugter Personen noch nicht immer alle
Wünsche erfüllen konnte.

Zunehmende Bedeutung erlangt auch die
Authentifikation zwischen zwei automati-
sierten Systemen, die Maschine-Maschine-
Authentifikation. Diese ist vor allem für die
gesicherte Rechner-Rechner-Kommunika-
tion in Netzen notwendig. Praktische Be-
deutung erlangt sie zunehmend bei Chip-
karten-Anwendungen, weil dort eine ge-
genseitige Authentifikation zwischen Chip-
karte und Chipkarten-Leseeinheit erforder-
lich ist, um das mißbräuchliche Auslesen
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von Chipkarten zu verhindern. Das bekann-
teste und sicherste Verfahren ist das Chal-
lenge-Response-Verfahren, bei dem beide
Maschinen sich den gegenseitigen Nach-
weis durch kryptographische Verfahren
erbringen, daß sie zur gleichen Anwendung
gehören.

Kryptographie

Kryptographische Verfahren werden für
diverse Sicherheitsziele eingesetzt: Für die
Vertraulichkeit der Daten bei der Übertra-
gung oder Speicherung, für die Authen-
tifizierung und den Nachweis der Authen-
tizität. Dabei sind zwei grundsätzlich un-
terschiedliche Ansätze zu erwähnen, die in
Kombination miteinander besondere prak-
tische Bedeutung erlangen.

Symmetrische kryptographische Verfah-
ren verschlüsseln einen Text mit dem glei-
chen Schlüssel, mit dem dann auch die
Entschlüsselung erfolgt. Es gibt dazu heu-
te eine Reihe von mathematisch sehr siche-
ren Verfahren. Das bekannteste darunter ist
der DES-Algorithmus (Data Encryption
Standard). DES und ähnliche Verfahren
gelten insoweit als sicher, als sie praktisch
nur mit “brutaler Gewalt”, d.h. mit dem
sog. Brute-Force-Angriff gebrochen wer-
den können. Bei diesem Angriff handelt es
sich um das computergestützte Ausprobie-
ren aller denkbaren Schlüssel. Die Anzahl
aller denkbaren Schlüssel hängt allein von
der Schlüssellänge ab, die beim klassischen
DES 56 Bit beträgt. Bei Daten, für die es
sich für Dritte lohnt, einen größeren tech-
nischen Aufwand zu treiben, um sie zu
entschlüsseln, gilt dies nicht mehr als hin-
reichend sicher, denn die 256 = ca. 7*1021

verschiedenen Schlüssel stellen für spezi-
elle Kryptoanalyse-Systeme keine zu gro-
ße Hürde mehr dar. Symmetrische Ver-
schlüsselungsverfahren sollten daher heu-

te über 112 oder 128 Bit lange Schlüssel
(Beispiel: Triple-DES als DES-Variante
arbeitet mit 112 Bit) verfügen.

Das Problem symmetrischer Verfahren
liegt allerdings in der Organisation der
Schlüsselverteilung, denn die möglichen
Kommunikationspartner müssen auf ir-
gendeinem Wege den Schlüssel erfahren,
womit eine Schwachstelle des Verfahrens
offenbar wird: Die Vertraulichkeit des
Schlüssels ist auf diesem Wege in Gefahr.
Mit jedem Kommunikationspartner sind
Schlüssel auszutauschen - ein praktisches
Problem in offenen Netzen, in denen diese
Umstände hinderlich sind.

Symmetrische Verfahren haben aller-
dings den Vorteil, daß die Verschlüsselung
praktisch in Echtzeit erfolgen kann, eine
Übertragungsverzögerung durch die Ver-
schlüsselung praktisch vernachlässigt wer-
den kann. Symmetrische Verfahren dienen
ausschließlich der Vertraulichkeit bei der
Datenübertragung und -speicherung.

Bei asymmetrischen Verfahren gibt es
Schlüsselpaare. Was mit dem einen Schlüs-
sel verschlüsselt wird, kann mit dem je-
weils anderen Schlüssel entschlüsselt wer-
den. Das Besondere ist, daß nur einer der
beiden Schlüssel geheim gehalten werden
muß, der andere kann öffentlich gemacht
werden. Verschlüsselt man einen Text mit
dem öffentlichen Schlüssel des Kom-
munikationspartners, so kann nur dieser
den Text mit seinem geheimen Schlüssel
entschlüsseln: Die Vertraulichkeit des Tex-
tes ist gewährleistet. Wenn jemand aber den
Text mit seinem geheimen Schlüssel ver-
schlüsselt, so ist zwar die Vertraulichkeit
nicht mehr gewährleistet, weil jeder den
Text mit dem öffentlichen Schlüssel ent-
schlüsseln kann, jedoch hat der Empfänger
die Gewähr, daß der Text nur von dem  be-
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kannten Absender stammen kann, denn nur
dieser kennt den geheimen Schlüssel: Der
Text ist elektronisch unterschrieben.

Das Prinzip asymmetrischer Verfahren
beruht auf mathematischen Funktionen, die
zwar schnell berechnet werden können,
deren Umkehrfunktion jedoch außeror-
dentlichen Rechenaufwand erfordert. Der
bekannteste asymmetrische Algorithmus,
der RSA-Algorithmus (nach den Erfindern
Rivest, Shamir, Adleman benannt) beruht
darauf, daß man zwar zwei sehr große
Primzahlen leicht miteinander multiplizie-
ren kann, die unbekannten Faktoren aber
nur mit extremem - und bei ausreichend
großen Primzahlen in heute denkbarer Re-
chenzeit nicht leistbarem - Aufwand aus
dem Produkt errechnen kann.

Asymmetrische Verfahren gelten heute
als sicher, wenn die Schlüssellänge minde-
stens 1024 Bit beträgt. Ihr Vorteil ist die
breite Nutzbarkeit, ihr Nachteil der erheb-
liche Rechenaufwand.

Die jeweiligen Vorteile der beschriebe-
nen Methoden werden in den hybriden Ver-
fahren genutzt. Für die Benutzer handelt es
sich um asymmetrische Verfahren. Aller-
dings werden nicht die zu übertragenden
Nachrichten damit verschlüsselt, sondern
ein für den jeweiligen Übertragungsvor-
gang automatisch und zufallsgesteuert er-
zeugter Sitzungs-Schlüssel (Session Key)
für ein symmetrisches Verschlüsselungs-
verfahren. Damit wird der Text verschlüs-
selt. Der asymmetrisch verschlüsselte Ses-
sion Key und der symmetrisch verschlüs-
selte Text werden übertragen. Wie beim
reinen asymmetrischen Verfahren kann
damit ebenfalls entweder die Vertraulich-
keit oder die Authentizität des übertragenen
Textes sichergestellt werden.

Bekanntestes Hybrid-Verfahren ist das
PGP-Verfahren (Pretty Good Privacy), das

jedem bekannt ist, der sich schon mal um
die sichere Übertragung von E-Mails im
Internet gekümmert hat.

Steganographie

Steganographische Verfahren werden
ebenfalls zum Schutz der Vertraulichkeit
übertragener oder gespeicherter Daten ver-
wendet. Sie werden ferner für die Anbrin-
gung “elektronischer Wasserzeichen” zur
Authentizitätsabsicherung von Datenob-
jekten, die große Datenmengen repräsen-
tieren, verwendet, z.B. bei der Übertragung
und Speicherung von digitalisierten Bil-
dern, Videoaufnahmen, Sprachaufnahmen
oder Telefonaten.

Bei steganographischen Verfahren wer-
den digitale Nachrichten in große Datenbe-
stände “eingehüllt”, die in dem Maße Red-
undanzen aufweisen, daß die Veränderung
einer bestimmten Anzahl von Bits unbe-
merkt bleiben kann. Deutlich wird das zum
Beispiel bei digitalisierten Videosequen-
zen, die viele Megabytes an Daten reprä-
sentieren und deren optische Veränderun-
gen unbemerkbar bleiben, wenn Bytes im
Umfang einer kurzen digitalen Nachricht
so gezielt verändert werden, daß sie durch
entsprechende Methoden wieder heraus-
gefiltert werden können. Auch bei der di-
gitalen Übertragung von Sprache bleibt ein
“Rauschen” unauffällig, welches durch die
gezielte Veränderung einzelner Bits ent-
steht.

Die Existenz steganographischer Verfah-
ren - sie stehen auch schon als Freeware im
Internet zur Verfügung - ist ein wichtiges
Argument der Befürworter starker Krypto-
graphie in der sog. Kryptokontroverse zwi-
schen den Interessenten an unbeobacht-
barer Kommunikation und den Sicherheits-
behörden, die sich Hintertürchen zur Ent-
schlüsselung verschlüsselter Kommunika-
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tion für die Verfolgung organisierten Ver-
brechens freihalten wollen [3]. Während
man die Anwendung kryptographischer
Verfahren am Datenstrom  und so im Falle
eines Verbotes rechtswidriges Handeln er-
kennen kann, ist einer digitalen Sprach-
oder Videosequenz nicht anzumerken, ob
sie Hülle einer steganographierten Nach-
richt ist [4].

Das gezielte Einbringen von unbemerk-
baren “Rauscheffekten” in digitalisierte
Bilder, Video- oder Sprachsequenzen dient
den Urhebern auch dazu, ihre Urheber-
schaft daran zu vermerken und auch an
späteren Kopien nachweisen zu können
(Watermarking).

Datenschutz durDatenschutz durDatenschutz durDatenschutz durDatenschutz durch Tch Tch Tch Tch Technikechnikechnikechnikechnik

Informationstechnische Sicherheit ist auch
Voraussetzung für den Datenschutz, also
für die Gewährleistung informationeller
Selbstbestimmung, denn wenn die Sicher-
heit der Systeme und Programme, mit de-
nen personenbezogene Daten verarbeitet
werden, und der personenbezogenen Daten
selbst nicht gewährleistet ist, dann ist die
informationelle Selbstbestimmung berührt.
Wenn Daten nicht oder falsch verarbeitet
werden, wenn sie in unbefugte Hände ge-
raten und so zu mißbräuchlichen Zwecken
verwendet werden können, dann sind sie
dem Willen des Betroffenen entzogen,
ohne daß vorwiegende Interessen der All-
gemeinheit dieses verlangen.

Der Einsatz von Informationstechnik bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten
wird jedoch meist als risikoverstärkend für
den Datenschutz angesehen. Der Datenschutz
soll die Gefahren für die Grundrechte der Bür-
ger oder Kunden kompensieren, die vom ex-
tensiv ausgeweiteten Einsatz der Informa-
tionstechnik und damit auch von den vergrö-
ßerten Potentialen für den Eingriff in Grund-

rechte oder mißbräuchliche Verwendungen
ausgehen. Datenschutz trotz Technik ist das
Ziel, das auch der Entwicklung der Da-
tenschutzgesetzgebung zugrunde lag.

Die obige Darstellung der Methoden der
informationstechnischen Sicherheit zeigt,
daß inzwischen Potentiale verfügbar sind,
die viele Sicherheitsziele durch Einsatz von
Informationstechnik besser erreichbar ma-
chen als mit der klassischen nicht-automa-
tisierten Datenverarbeitung. Die Kontroll-
aktivitäten der Datenschutzbeauftragten
zeigen, daß dort, wo auch die technische
Datensicherung bei der Gestaltung von
informationstechnischen Systemen eine
Rolle gespielt hat, das Sicherheitsniveau
für die schutzbedürftigen Daten wesentlich
höher ist, als wenn sie weiterhin in Kartei-
en und Akten verarbeitet worden wären.
Wenn man dann noch die beschriebenen
modernen Verfahren der IT-Sicherheit zu-
grunde legt, dann kann schon insoweit von
Datenschutz durch Technik gesprochen
werden. Die Defizite liegen nicht in der
Existenz solcher Verfahren, sondern in dem
verbreiteten Leichtsinn von vielen Ent-
scheidungsträgern, Planern, Anwendern
und Nutzern, die Investitionen in Sicherheit
für herausgeworfenes Geld halten oder die
Anwendung von Sicherheitstechniken als
lästig ansehen - zumindest, solange sie
nicht selbst von Katastrophen oder Skan-
dalen betroffen sind.

Datenschutz durch Technik bedeutet aber
auch, mit technischen Möglichkeiten alter-
native Systeme zu entwickeln, die die an-
gestrebten Automatisierungsziele mit größt-
möglicher Vermeidung datenschutzbezo-
gener Risiken erreichen können. Solche
“datenschutzfreundliche Technologien”
(privacy enhanced technologies - PET) las-
sen sich wie folgt charakterisieren [5]:
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$$$$$ Sie kommen ganz oder weitgehend ohne
personenbezogene Daten aus. Sie sind
dahingehend optimiert, daß die Verwen-
dung personenbezogener Daten so viel
wie unbedingt nötig und so sparsam wie
irgend möglich stattfindet.

$$$$$ Personenbezogene Daten werden ano-
nymisiert, wenn es auf die Identität der
einzelnen Person nicht ankommt.

$$$$$ Personenbezogene Daten werden dort
pseudonymisiert, wo es auf die Identität
der einzelnen Person nicht ankommt.
Die Systemsphären, in denen es auf die
Identität ankommt und das Pseudonym
daher aufgehoben werden muß, sind
durch organisatorische Gestaltungs-
maßnahmen und durch technische Mit-
tel zu minimieren. Solche technischen
Mittel werden als “Identity Protector”
[6] bezeichnet. Es sind Schnittstellen
zwischen den Pseudonymitäts- und
Identitätssphären der Informationssyste-
me, die die Sphären voneinander abgren-
zen und die Identitätsmerkmale der Be-
troffenen von der Pseudonymitätssphäre
abschotten.

Bereits heute sind Ideen der datenschutz-
freundlichen Technologien in die deutsche
Gesetzgebung eingeflossen. So wurden im
Teledienstdatenschutzgesetz (TDDSG) aus
dem Jahre 1997 [7]  unter den Grundsät-
zen für die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten festgelegt, daß die Gestaltung
und Auswahl technischer Einrichtungen für
Teledienste sich an dem Ziel auszurichten
hat, keine oder so wenige personenbezoge-
ne Daten wie möglich zu erheben, zu ver-
arbeiten und zu nutzen [8]. Ferner gehört
zu den datenschutzrechtlichen Pflichten
des Diensteanbieters, dem Nutzer die Inan-
spruchnahme von Telediensten und ihre
Bezahlung anonym oder unter Pseudonym

zu ermöglichen, soweit dies technisch
möglich und zumutbar ist [9].

Es bleibt zu hoffen, daß auch die im Zuge
der Anpassung an die europäische Daten-
schutzrichtlinie [10] anstehenden Novel-
lierungen der Datenschutzgesetze des Bun-
des und der Länder diese Gedanken auf-
nehmen [11].

[1] Bundesministerium für Wirtschaft:
Info 2000: Deutschlands Weg in die
Informationsgesellschaft, Februar
1996, Drucksache 13/4000 des Deut-
schen Bundestages v. 7.3.1996, Be-
ginn des Abschnitts I.1. Technisch-
wirtschaftlicher Wandel: “Die moder-
nen Informations- und Kommunikati-
onstechniken lösen nach allgemeiner
Einschätzung einen technisch-wirt-
schaftlichen Wandel aus, der in Aus-
maß und Folgewirkungen mit dem
Übergang von der Agrar- in die Indu-
striegesellschaft zu vergleichen ist.”

[2] Zur Vertiefung wird die Lektüre des
eben zitierten Berichts des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft empfohlen.

[3] Eine gute neutrale Zusammenfassung
findet sich im Vierten Zwischenbericht
der Enquete-Kommission “Zukunft
der Medien in Wirtschaft und Gesell-
schaft - Deutschlands Weg in die In-
formationsgesellschaft” zum Thema
“Sicherheit und Schutz im Netz”, Bun-
destags-Drucksache 13/11002 vom
22. Juni 1998.

[4] Siehe z.B. Michaela Huhn und Andre-
as Pfitzmann: “Technische Randbe-
dingungen jeder Kryptoregulierung”,
Datenschutz und Datensicherheit,
Vieweg, 20/1 (1996), 23 ff.

[5] Siehe Registratiekamer of The Nether-
lands, Information and Privacy Com-
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missioner of Ontario, Canada: “Pri-
vacy-enhancing Technologies - The
path to anonymity”, Vol. I und II,
Rijswijk, 1995.

[6] John Borking: “Der Identity Pro-
tector”, Datenschutz und Datensicher-
heit, Vieweg, 20/11 (1996), 654 ff.

[7] Artikel 2 des Gesetzes zur Regelung
der Rahmenbedingungen für Informa-
tions- und Kommunikationsdienste
(Informations- und Kommunikations-
dienste-Gesetz - IuKDG) vom 22. Juli
1997 (BGBl. I, Jahrgang 1997, Nr. 52,
ausgegeben zu Bonn am 28. Juli
1997).

[8] § 3 Abs. 4 TDDSG
[9] § 4 Abs. 1 TDDSG
[10] Richtlinie 95/46/EG des Europäischen

Parlaments und des Rates vom 24.
Oktober 1995 zum Schutz natürlicher
Personen bei der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten und zum freien
Datenverkehr (Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften Nr. L 281 vom
23. November 1995 S. 31).

[11] Solche Gedanken sind in den ersten
Novellierungen vorhanden: Hessi-
sches Datenschutzgesetz i.d.F. v. No-
vember 1998, § 10 Abs. 2 Satz 1: Wer-
den personenbezogene Daten automa-
tisiert verarbeitet, ist das Verfahren
auszuwählen oder zu entwickeln, wel-
ches geeignet ist, so wenig personen-
bezogene Daten zu verarbeiten, wie
zur Erreichung des angestrebten
Zwecks erforderlich ist. Entwurf des
Brandenburgischen Datenschutzgeset-
zes mit Stand vom 23. September
1998: § 11 b Grundsätze der System-
und Verfahrensgestaltung: (1) Die da-
tenverarbeitenden Stellen können die

�

Inanspruchnahme von Leistungen
auch anonym oder unter Pseudonym
ermöglichen, soweit dies technisch
durchführbar ist. Die Person, die das
Angebot in Anspruch nehmen will, ist
über diese Möglichkeit zu informie-
ren. (2) Bei der Gestaltung und Aus-
wahl informationstechnischer Produk-
te und Verfahren hat die datenverarbei-
tende Stelle sich an dem Ziel auszu-
richten, keine oder so wenige perso-
nenbezogene Daten wie möglich zu
verarbeiten.
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Im Jahr 1 nach der Oderflut war die Stadt
Frankfurt (Oder) am 28.08. und 29.08.1998
wieder einmal ein begehrtes Reiseziel. An
diesen beiden Tagen waren es jedoch kei-
ne Hochwassertouristen, die vielleicht die
Hoffnung hatten, ein ähnliches Inferno wie
im Vorjahr zu sehen, sondern Menschen
aus dem Frankfurter Umland, die Bundes-
kanzler Helmut Kohl auf seiner Wahlkampf-
reise einmal hautnah erleben wollten sowie
mehr als 180 Mitarbeiter der Vermessungs-
verwaltung des Landes Brandenburg und
Öffentlich bestellte Vermessungsingenieu-
re/Vermessungsbefugte, die nun schon ihre
5. gemeinsame Dienstbesprechung in Frank-
furt (Oder) durchführen wollten. Welche der
beiden Veranstaltungen letztlich die erfolg-
reichere war, wird sicherlich die Zukunft
entscheiden.

Dieser “kleine” Brandenburger Geodäten-
tag wurde traditionsgemäß durch den BdVI,
Landesgruppe Brandenburg, organisiert;
die inhaltliche Vorbereitung lag bewährter-
weise in den Händen des Ministeriums des
Innern. Wie schon im Vorjahr waren neben
den Mitarbeitern der Vermessungsver-
waltung, den Öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieuren/Vermessungsbefugten
auch Vertreter des Ministeriums für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten erschie-
nen. Erstmalig nahmen auch Vertreter der
Landesgruppen des BdVI von angrenzen-
den Bundesländern an der gemeinsamen
Tagung  teil.

Herr Tilly, Ministerium des Innern, eröff-
nete die Veranstaltung, die in den Räum-
lichkeiten des “Central-Hotels” in Frank-

furt (Oder) stattfand. Herzliche Dankes-
worte galten dem Oberbürgermeister der
Stadt Frankfurt (Oder), Herrn Wolfgang
Pohl, der in seiner Ansprache die enge Zu-
sammenarbeit zwischen der Vermessungs-
verwaltung und dem freien Berufsstand
würdigte.

Die beiden Beratungstage waren in erster
Linie dafür vorgesehen, die geänderten
bzw. zu überarbeitenden Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften vorzustellen bzw. zu
kommentieren. Die Referenten zu den Ein-
zelthemen waren die Herren Tilly, Oswald,
Strehmel aus dem Ministerium des Innern
sowie die Herren Schnadt und Sorge  aus
dem Landesvermessungsamt.

Schwerpunkte des ersten Tages waren The-
men zu Grundsatzangelegenheiten der Ver-
messungsverwaltung bzw. der Öffentlich
bestellten Vermessungsingenieure. Die teil-
weise sehr emotional - aber trotzdem sach-
lich - geführten Diskussionen betrafen Bei-
träge zur Problematik des Verhältnisses der
Kataster- und Vermessungsämter als “Kon-
kurrenzunternehmen” zum freien Berufs-
stand. Ein weiterer Diskussionspunkt war
die Auswertung der durch das Landes-
vermessungsamt erstellten Mängelberichte
1997 zur Übernahme von Vermessungs-
schriften in das Liegenschaftskataster.

Aus den Darlegungen wurde ersichtlich,
daß die Anzahl der im Land Brandenburg
vorhandenen Büros ausreichend ist, um die
Vermessungsaufgaben aus eigener Kraft
realisieren zu können. Sehr ernst zu neh-
mende Hinweise für die Öffentlich bestell-
ten Vermessungsingenieure/Vermessungs-

5. Brandenburgische V5. Brandenburgische V5. Brandenburgische V5. Brandenburgische V5. Brandenburgische Vermessungstagungermessungstagungermessungstagungermessungstagungermessungstagung
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befugten ergaben die Auswertungen zur
qualitativen Leistungsfähigkeit, speziell
zur qualifikationsgerechten Besetzung so-
wie zu den zukünftigen qualitativ höheren
Anforderungen an die Büros. Einen brei-
ten Raum nahm die Vorstellung der neuen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften im
Bereich des Liegenschaftskatasters ein, die
dem freien Berufsstand sowie den Kataster-
behörden mehr Selbständigkeit bei ihren
Entscheidungen abverlangen werden.

Die Vorträge der Herren Sorge und
Strehmel zum Aufbau des Satellitenposi-
tionierungsdienstes (SAPOS) im Land
Brandenburg sowie die Einführung in die
Funktionsweise des Global Positioning
Systems (GPS) am ersten und zweiten
Beratungstag wurden von den Teilnehmern
mit großem Interesse verfolgt.

Am Ende des ersten Beratungstages
konnten sich die Teilnehmer im Hotel an
einem vorzüglichen Buffet stärken. Attrak-
tion des Abends war der Auftritt von Mit-
gliedern des satirischen Kabaretts “Die
Oderhähne” aus Frankfurt (Oder). Mit dem
Programm “Wir drehen durch - oder - Den

Fleischwölfen ist alles Wurscht” wurden
die Lachmuskeln gehörig strapaziert. Im
Anschluß daran hatten die meisten Teilneh-
mer immer noch genug Kraft und Muße, in
geselliger Runde entsprechende Tagesaus-
wertungen vorzunehmen.

Mit dem Abschluß des zweiten Tages hat-
ten die Teilnehmer die Möglichkeit, unter
sachkundiger Führung des für den Wieder-
aufbau der Marienkirche zuständigen Ar-
chitekten, eine kleine Stadtführung durch
das Sanierungsgebiet “Fischerstraße” zu
unternehmen. Der knapp einstündige Spa-
ziergang entlang historischer Gebäude
wurde mit einem gemeinsamen Mittages-
sen in einer restaurierten Fischerkneipe
beendet.

Die durchgehend freundlichen Reaktio-
nen der Teilnehmer (auch ohne obligatori-
sche Boots- bzw. Kahnfahrt) hinsichtlich
dieser zweitägigen Veranstaltung sollten
Anlaß sein, diese gemeinsame Arbeits-
beratung auch im nächsten Jahr durchzu-
führen.

(H. Möhring, ÖbVermIng, Frankfurt/O)

Die IMAG-GIS wurde im Zusammenhang
mit dem Kabinettbeschluß zur Grundlagen-
funktion der topographischen Landeskar-
ten und der Liegenschaftskarten für den
Aufbau von raumbezogenen Informations-
systemen gebildet. Taufpate war der Inter-
ministerielle Ausschuß für Informations-
technik (IMA-IT) des Landes Branden-
burg.Der IMAG-GIS gehören Vertreter aller

raumbezogen arbeitenden Ressorts der bran-
denburgischen Landesverwaltung, von
Forschungseinrichtungen sowie der Kommu-
nalen Arbeitsgemeinschaft - Technikunter-
stützte Informationsverarbeitung im Land
Brandenburg (TUIV-AG) - an.

Die IMAG-GIS arbeitet z. Z. an der Lö-
sung folgender Aufgabenschwerpunkte:

Interministerielle Arbeitsgruppe Geo-Informations-Interministerielle Arbeitsgruppe Geo-Informations-Interministerielle Arbeitsgruppe Geo-Informations-Interministerielle Arbeitsgruppe Geo-Informations-Interministerielle Arbeitsgruppe Geo-Informations-
systeme des Landes Brandenburg (IMAG-GIS) insysteme des Landes Brandenburg (IMAG-GIS) insysteme des Landes Brandenburg (IMAG-GIS) insysteme des Landes Brandenburg (IMAG-GIS) insysteme des Landes Brandenburg (IMAG-GIS) in
Brandenburg-onlineBrandenburg-onlineBrandenburg-onlineBrandenburg-onlineBrandenburg-online
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$$$$$ Erfassung und Koordinierung vorhande-
ner GIS-Aktivitäten in der Landesver-
waltung,

$$$$$ Analyse des Abstimmungs- und Rege-
lungsbedarfes,

$$$$$ Erarbeitung von technischen und orga-
nisatorischen Anforderungen und Emp-
fehlungen für den Einsatz von Geo-In-
formationssystemen im Land Branden-
burg,

$$$$$ Gedankenaustausch und gegenseitige
Information.

Ihre Geschäftsstelle befindet sich im Mini-
sterium des Innern, Referat III/3, telefo-
nisch erreichbar unter (0331) 866-2339.
Materialien können gefaxt werden an
(0331) 866-2303.
Seit dem 18. Mai 1998 präsentiert sich die
IMAG-GIS in Brandenburg-online unter
dem folgenden URL:
l http://www.brandenburg.de/land/mi/33/
geoinfo/.

(Dr. Ingrid Weigel, MI, Potsdam)

Das 2. SAPOS®-Symposium wird vom 9.
- 11. Mai 1999 in Berlin von der Arbeits-
gemeinschaft der Vermessungsverwal-
tungen der Länder der Bundesrepublik
Deutschland (AdV) veranstaltet. Ausrich-
ter ist die Senatsverwaltung für Bauen,
Wohnen und Verkehr Berlin. Neben Fach-
vorträgen, Fachbesichtigungen und einem
Grundlagenkurs haben auch Fachfirmen
die Möglichkeit, sich und ihre Produkte
sowohl in einer Ausstellung als auch in
Vorträgen zu präsentieren.

Navigation, Ortung und Positionierung
mittels satellitengestützter Meßverfahren
werden zunehmend populärer. Der Satelli-
tenpositionierungsdienst der deutschen
Landesvermessung (SAPOS®) bietet An-
wendern aus vielen Disziplinen schnelle
und einfache Lösungen ihrer Positionie-
rungsaufgaben unter Berücksichtigung der
jeweils erforderlichen Genauigkeiten.
SAPOS® ist ein bundeseinheitliches Pro-
jekt, das zuverlässig und flächendeckend
zur Verfügung steht.

Das 2. SAPOS®-Symposium bietet Nut-
zern die Möglichkeit, sich über neueste

SASASASASAPOSPOSPOSPOSPOS®®®®®  2000 - IHR ST 2000 - IHR ST 2000 - IHR ST 2000 - IHR ST 2000 - IHR STANDPUNKTANDPUNKTANDPUNKTANDPUNKTANDPUNKT
Entwicklungen zu informieren. Den poten-
tiellen Anwendern soll das breite Spektrum
der mit SAPOS® lösbaren Aufgaben vor-
gestellt werden.

Anmeldungen zum 2. SAPOS®-Sympo-
sium erfolgen über:

COC Kongreßorganisation GmbH Büro
Berlin
Mühlenstr. 58 Tel: 030/775 20 84
12249 Berlin Fax: 030/77520 85

Die Teilnehmergebühren betragen:
Bei Anmeldung bis zum 15.04.99
Symposium: 285 DM
Referendare, Inspektoranwärter, Studen-
ten, Azubis: 125 DM

nach dem 15.04.99
Symposium: 365 DM
Referendare, Inspektoranwärter, Studen-
ten, Azubis: 125 DM
Grundlagenkurs: 40 DM 50 DM
Fachbesichtigung: 15 DM 25 DM
Abendveranstaltung: 70 DM 90 DM

(Vermessungsverwaltung Berlin)

Mitteilungen
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VorbemerkungVorbemerkungVorbemerkungVorbemerkungVorbemerkung

In den neuen Bundesländern ergibt sich ein
häufig wiederkehrendes Problem, daß näm-
lich der Eigentümer eines Grundstücks nur
mit unverhältnismäßig großem Aufwand
oder gar nicht zu ermitteln ist, weil bei-
spielsweise jahrzehntelang Berichtigungen
der Eigentümerangaben infolge von Erbfäl-
len unterblieben sind und auch nicht nach-
geholt wurden und somit diese Angaben im
Grundbuch unrichtig geworden sind. In
bestimmten Fällen kann es dabei für die
Verwaltungstätigkeit von Bedeutung sein,
die gesetzliche Vertretung eines in dieser
Form unbekannten Beteiligten sicherzu-
stellen. Darüber hinaus kommt es vor, daß
sich Bürger Rat suchend unter anderem an
die Katasterbehörden (als eine der beiden
für Nachweis und Sicherung des Eigen-
tums zuständigen Stellen) wenden, da
Rechtsgeschäfte aufgrund von nicht zu er-
mittelnden Eigentümern  zu scheitern dro-
hen und sich der Bürger von der Behörde
Hilfe bei der Lösung dieses Problems erhofft.

Die Bestellung eines Abwesenheits-
pflegers nach den Bestimmungen des BGB
wäre eine Möglichkeit, solchen Unzuläng-
lichkeiten zu entgegnen. Dieses hätte je-
doch durch die seinerzeit unzureichende
Besetzung der Gerichte mit Rechtspflegern
zu neuen Schwierigkeiten geführt. Daher
wurde mit dem Art. 233 § 2 Abs. 3 EGBGB
die Möglichkeit einer Vertreterbestellung
durch eine Verwaltungsbehörde geschaf-
fen. Genehmigungsvorbehalte durch das
Vormundschaftsgericht enthalten § 17 Abs.
3 Sachenrechtsbereinigungsgesetz und § 7

Abs. 1 Grundbuchbereinigungsgesetz, näm-
lich inden Fällen,wo“ esdaraufankommt”,
also bei Belastungen und Veräußerungen
von Grundstücken. Dem Schutz des unbe-
kannten Eigentümers wird dadurch ent-
sprochen.

Im Runderlass III Nr. 4/1995 vom
27.01.1995 wurde durch das Ministerium
des Innern bereits auf diese Möglichkeit
der Vertreterbestellung hingewiesen. Durch
den nachstehenden Beschluß des Landge-
richts Cottbus wird diese Auffassung ein-
drucksvoll bestätigt und darüber hinaus
einiges im Hinblick auf das Verfahren klar-
gestellt.

Allgemeine Bestimmungen über die
Vertreterbestellung, vor allem die Notwen-
digkeit eines Vertreters betreffend, bleiben
unberührt.

SachverhaltSachverhaltSachverhaltSachverhaltSachverhalt

Die Stadt C. hat sich im Rahmen der Ab-
wicklung eines Erschließungsvertrags mit
der Wohnungsbaugesellschaft D. zum ge-
setzlichen Vertreter für die in dem betrof-
fenen Gebiet gelegenen Verkehrsflächen
bestellt, da die Abteilung I des Grundbuchs
für diese Grundstücke “nicht ermittelte
Eigentümer” ausweist.

In ihrer Funktion als gesetzlicher Vertre-
ter schloß die Stadt C. zum Teil mit sich
selbst als Käuferin, zum Teil mit der Woh-
nungsbaugesellschaft einen notariellen
Kaufvertrag. Für den Abschluß der Verträ-
ge ist der Stadt die Genehmigung des Vor-
mundschaftsgerichts erteilt worden (§ 7
Abs. 1 Grundbuchbereinigungsgesetz).

Aus der RechtsprechungAus der RechtsprechungAus der RechtsprechungAus der RechtsprechungAus der Rechtsprechung
Zur Vertreterbestellung nach Art. 233 § 2 Abs. 3 EGBGB
(Landgericht Cottbus, Beschluß vom 24.03.1998, Az. 7 T 342/97)
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Einen Antrag der Vertragsparteien auf
Eintragung einer Auflassungsvormerkung
wies das zuständige Grundbuchamt mit der
Begründung zurück, die Stadt C. habe sich
nicht wirksam als Vertreter der nicht ermit-
telten Eigentümer bestellt. Weiterhin führ-
te es aus, das Recht zur Bestellung als Ver-
treter nach Art. 233 § 2 Abs. 3 EGBGB ste-
he unter der Voraussetzung, daß ein im
Grundbuch eingetragener Eigentümer nicht
zu ermitteln sei. Hier fehle es überhaupt an
einer Eintragung des Eigentümers. Es sei-
en daher zunächst die Eigentümer zu ermit-
teln und einzutragen. Eine Eintragung der
Vormerkung könne dann erst erfolgen,
wenn sie durch den Eigentümer oder des-
sen gesetzlichen Vertreter bewilligt werde.

Gegen den Zurückweisungsbeschluß des
Grundbuchamtes und gegen die Nichtab-
hilfeentscheidung des Amtsgerichts legten
die Vertragsparteien Beschwerde beim
Landgericht Cottbus ein.

Aus den EntscheidungsgründenAus den EntscheidungsgründenAus den EntscheidungsgründenAus den EntscheidungsgründenAus den Entscheidungsgründen

Die Beschwerde ist zulässig und begründet.
Die beantragten Vormerkungen sind einzu-
tragen, da die Stadt C. die unbekannten
Eigentümer wirksam vertreten hat.

Eine einschränkende Gesetzesinterpre-
tation des Art. 233 § 2 Abs. 3 EGBGB in
der Form, daß ein Eigentümer im Grund-
buch eingetragen sein muß und lediglich
sein Aufenthaltsort unbekannt ist, ist unzu-
lässig. Es ist eben der Sinn des Abs. 3, den
Unzuträglichkeiten Rechnung zu tragen,
die sich in den neuen Ländern aus der nach-
lässigen Führung der Grundbücher ergeben
haben und daher die Eigentümer in vielen
Fällen nicht aus dem Grundbuch zu ermit-
teln sind, so die Auffassung des Gerichts.
Die Ursache für die mangelnde Greif-

barkeit des Eigentümers ist von untergeord-
neter Bedeutung. Der Eigentümer ist da-
nach immer dann nicht festzustellen, wenn
er nicht eingetragen oder nicht anderwei-
tig bekannt ist. Weder der Vertreter noch
der Inhaber eines berechtigten Interesses
i.S.d. Abs. 3 Satz 1 haben dabei eine Pflicht
zur Ermittlung des Eigentümers.

Auch Selbstbestellungen der vorliegen-
den Art wollte der Gesetzgeber scheinbar
nicht verhindern, obwohl es üblich ist, daß
sich Vertreter nicht selbst ernennen können.
Diese einschränkende Auslegung verbietet
sich jedoch mit Blick auf § 7 Abs. 1
Grundbuchbereinigungsgesetz, da nach
dieser Vorschrift der Verkauf eines Grund-
stücks durch einen Vertreter vormund-
schaftsgerichtlich unter anderem nur ge-
nehmigt werden kann, wenn der Vertreter
eine juristische Person des öffentlichen
Rechts ist, also eben die zuständige Ge-
bietskörperschaft. Zudem wurden Art. 233
§ 2 Abs. 3 EGBGB und das Grundbuch-
bereinigungsgesetz gemeinsam im Jahre
1993 im Registerverfahrenbeschleuni-
gungsgesetz veröffentlicht, so daß auch ein
enger gesetzlicher Querbezug zwischen
beiden Vorschriften besteht. Bedenken we-
gen einer möglichen Interessenkollision der
Körperschaft relativieren sich im Hinblick
auf die Genehmigungspflicht durch das
Vormundschaftsgericht bei Belastungen
oder Verkäufen von Grundstücken.

(H.-W. Kahlenberg, MI, Potsdam)

Mitteilungen
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Mit einem gemeinsamen Abschlußappell
ging am 16. Oktober 1998 in Potsdam die
„Vermessungsunterstützung Ost“ im Bei-
sein von Innenminister Ziel und General-
leutnant von Kirchbach zu Ende.

Innenminister Ziel begrüßte im Namen
aller fünf ostdeutschen Länder und Berlins
die Vermesser in Uniform und bedankte
sich für die große und wohl einzigartige
Hilfe. Er erinnerte an den Beginn der Un-
terstützung im Jahre 1992, als sich die
Unzulänglichkeiten im Liegenschafts-
kataster der Beitrittsländer als eines der
größten Investitionshindernisse herausge-
stellt hatten. In dieser Zeit beschloß die
Bundesregierung nach Abstimmung in der
Bund-Länder-Kommission,  den Einsatz
von Vermessungskräften der Bundeswehr

ab dem Jahr 1993 zur Unterstützung der
neuen Länder bei der Beseitigung dieser
Investitionshindernisse anzuordnen.

Der Auftrag der Vermessungskräfte lau-
tete: Unterstützung der Vermessungsver-
waltungen der neuen Bundesländer beim
Wiederaufbau des Liegenschafts- und Ka-
tasterwesens durch Schaffen von Grundla-
gen für die Katastervermessung.

Beispielhaft seien hier nur genannt:
$$$$$ die Schaffung von Festpunktnetzen, die

mit dazu beitragen, ein europaweit ein-
heitliches Raumbezugssystem zu ver-
wirklichen,

$$$$$ tausende, mit Hilfe modernster Satel-
litentechnik bestimmte Aufnahmepunkte,
welche die Grundlage für die Liegen-
schaftsvermessungen bilden oder

Abschlußappell der „VAbschlußappell der „VAbschlußappell der „VAbschlußappell der „VAbschlußappell der „Vermessungsunterstützung Ost“ermessungsunterstützung Ost“ermessungsunterstützung Ost“ermessungsunterstützung Ost“ermessungsunterstützung Ost“

Minister Alwin Ziel informiert sich über die „Abschlußlage“Minister Alwin Ziel informiert sich über die „Abschlußlage“Minister Alwin Ziel informiert sich über die „Abschlußlage“Minister Alwin Ziel informiert sich über die „Abschlußlage“Minister Alwin Ziel informiert sich über die „Abschlußlage“
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$$$$$ der Aufbau von Nivellementspunkt-
netzen in einer Gesamtlänge von meh-
reren hundert Kilometern, Grundlage für
die vielen Bauvorhaben.
Minister Alwin Ziel wörtlich an die

Vermessungssoldaten gerichtet: „Ich glau-
be, man kann ohne Übertreibung sagen,
daß Sie alle mit diesem Einsatz der traditi-
onsreichen deutschen Militärvermessung
ein weiteres glanzvolles Kapitel hinzuge-
fügt haben. Wenn nach wenigen Jahren
rechtlich gesicherte Ordnung in die Hinter-
lassenschaft eines verwirrenden und ver-
worrenen DDR-Eigentumsrechts gebracht
werden konnte, so ist das mit Ihr Verdienst.
Denn bevor investiert und damit Schwung
in den „Aufbau Ost“ gebracht werden
konnte, mußte die Frage aller Fragen ge-
klärt werden: „Wem gehört das Land, und
wo befindet es sich exakt ?“ Wir kennen
wohl alle hinreichend Beispiele dafür, wo
das Gezerre um die Antwort Investitionen
verhinderte und damit bis heute Entwick-
lungen verzögerte.

Eile war also geboten. Galt es doch, vie-
lerorts das Liegenschaftskataster von Grund
auf zu erneuern. Dies war eine Aufgabe, die
praktisch in kürzester Zeit das Schaffen
vermessungstechnischer Grundlagen erfor-
derte. Allen war klar, daß diese Aufgabe
von den zivilen Vermessungsverwaltungen
allein nicht zu bewältigen war. Wir alle -
und da spreche ich wieder namens der ost-
deutschen Bundesländer - waren deshalb
froh, als die Bundeswehr auf Antrag der
fünf „Neuen“ ab 1993 mit ihrer Vermes-
sungslogistik personell und materiell ein-
sprang. Zumal auf eigene Kosten !

Was dann folgte, war typisch für die
deutsch-deutsche Solidarität, die sich auf
so vielen Gebieten des gesellschaftlichen

Lebens entwickelte. Zwar läßt sich auch
acht Jahre danach nicht von einer „Vollen-
dung“ der deutschen Einheit sprechen,
denn wirtschaftliche und soziale Unter-
schiede gibt es nach wie vor. Aber es geht
ja auch mehr um das menschliche Mitein-
ander. Es geht darum, in eine alltägliche
Normalität hineinzuwachsen, die allen
Deutschen gleiche Chancen  gibt. „Vollen-
det“ im Sinne von „fertig“ wird dies natur-
gemäß so bald nicht sein können. Die Bun-
deswehr übernahm auch hier - im Mitein-
ander-Umgehen  - eine Vorreiterrolle, was
Brandenburg während des Oder-Hochwas-
sers ja noch in besonderer Weise erfahren
konnte.

Die Bundeswehr setzte mit ihrem Ver-
messungs-Engagement deutliche Zeichen
der Solidarität und der Hilfe. Das entlaste-
te nicht nur die Etats der ostdeutschen Bun-
desländer spürbar, sondern hatte auch mo-
ralisch eine große Wirkung. Die vertrauens-
volle Kooperation und selbstverständliche
Hilfe trugen mit dazu bei, Skepsis gegen-
über der Bundeswehr-Uniform in Ost-
deutschland abzubauen und förderten ins-
gesamt die zivil-militärische Zusammenar-
beit. Ich muß hier wohl nicht extra betonen,
wie sich das besonders während des Hoch-
wasser-Dramas im Sommer ‘97 entwickel-
te. Gerade auch die Vermesser und Geodä-
ten hatten großen Anteil daran, daß die Flut
in Deutschland schließlich ohne größere
menschliche Katastrophen gebändigt wer-
den konnte. Auf diesem Fundament der
freundschaftlichen Verbundenheit von Bür-
gern und Soldaten läßt sich weiter aufbau-
en. Es ist ein wichtiger Beitrag zur Herstel-
lung der inneren Einheit.“

Abschließend bedankte sich Minister
Alwin Ziel bei dem Polizeimusikkorps
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Sachsen-Anhalt, das diesem Abschluß-
appell den musikalischen Rahmen gab.

Nach fünf Jahren erfolgreicher Zusam-
menarbeit zwischen der zivilen Vermes-
sungsverwaltung und der Bundeswehr
kann man zu Recht mit Stolz auf das Er-
reichte zurückblicken. Die Bundeswehr hat
in der schwierigen Übergangs- und Auf-
bauphase den Kataster- und Vermessungs-
verwaltungen der neuen Länder und Ber-
lins wertvolle Hilfe geleistet. Die Bürger
erhielten schneller ihren Kartenauszug oder

Mitteilungen

ihre Grundbucheintragung, Investoren
konnten mit erträglichen Wartezeiten rech-
nen, so daß Investitionen nur wenig behin-
dert wurden, und der gute Ruf der Vermes-
sungsverwaltung, aber auch der der Bun-
deswehr konnte in schwieriger Zeit gefe-
stigt werden.

Danke an die Vermessungssoldaten der
Bundeswehr: „Auftrag mit Auszeichnung
ausgeführt!“

(J. Schnadt, Direktor LVermA)

Die geplante Einführung des Euro bewegt die
Gemüter. Viele Bürger fragen sich, welche
Auswirkungen die Währungsumstellung auf
ihre konkreten Lebensverhältnisse hat.

Herr und Frau N. haben für Moderni-
sierungsarbeiten an ihrem Haus ein Darle-
hen aufgenommen, das durch Eintragung
einer Grundschuld abgesichert worden ist.
Sie fragen sich, ob nach der Einführung des
Euro die Grundbucheintragung berichtigt
werden muß und ob sich an ihrem   Dar-
lehensvertrag etwas ändert.

Herr S. beabsichtigt in diesem oder näch-
stem Jahr ein Grundstück zu kaufen. Er
möchte wissen, in welcher Währung der
Kaufpreis in dem notariellen Kaufvertrag
angegeben werden muß und ob ggf. nach-
träglich eine Änderung der Währungsan-
gabe erforderlich oder möglich ist.

Die Einführung des Euro vollzieht sich
in mehreren Schritten:

Nach der Festlegung des Kreises der Teil-
nehmerstaaten soll am 01.01.1999 die Über-
gangsphase zur Einführung des Euro begin-
nen. Zu diesem Zeitpunkt werden die Wech-

Auswirkungen des Euro auf Notarverträge undAuswirkungen des Euro auf Notarverträge undAuswirkungen des Euro auf Notarverträge undAuswirkungen des Euro auf Notarverträge undAuswirkungen des Euro auf Notarverträge und
GrundbucheintragungenGrundbucheintragungenGrundbucheintragungenGrundbucheintragungenGrundbucheintragungen

selkurse der Teilnehmerwährungen unterein-
ander und zum Euro verbindlich festgelegt.
Der Euro, der zunächst nur im bargeld-
losen Zahlungsverkehr Verwendung fin-
det, wird gleichwertig neben der D-Mark ste-
hen. D-Mark und Euro sind unterschied-
liche Bezeichnungen ein und derselben
Währung. Spätestens zum 01.01.2002 sol-
len die Euro-Banknoten und -münzen ein-
geführt werden und die D-Mark dann voll-
ständig ersetzen.

Bei der Einführung des Euro wird die
deutsche Währung nach festen Umrech-
nungsregeln durch die Euro-Währung er-
setzt. Anders als bei früheren Währungsre-
formen gibt es keine unterschiedlichen
Umstellungssätze, keine Gewinner oder
Verlierer: Alle Geldbeträge werden mit ein
und demselben Faktor umgerechnet. Damit
soll sichergestellt werden, daß sich die
Kaufkraft des Geldes nicht ändert.

Dies bedeutet, daß bestehende Verträge
durch die Umstellung auf den Euro nicht
berührt oder verändert werden. Demzufol-
ge bleibt der Darlehensvertrag der Eheleu-
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Überweisung den Betrag stets in der in der
Rechnung angegebenen Währung zu über-
weisen. Wenn zur Abbuchung oder zur
Gutschrift auf einem Konto in einer ande-
ren Währung eine Umrechnung erforder-
lich ist, so wird diese von der Bank vorge-
nommen.

Ungenauigkeiten durch mehrfache Um-
rechnungen können dadurch vermieden
werden. Dies gilt auch für die Zins- und
Tilgungsleistungen, die die Eheleute N.
regelmäßig an ihre Bank erbringen.

Für Herrn S. spielt es deshalb keine Rol-
le, in welcher Währung der Kaufpreis in
seinem Kaufvertrag ausgewiesen wird. So-
lange der Umrechnungskurs zwischen DM
und Euro noch nicht abschließend feststeht,
sollte jedoch der Kaufpreis nach wie vor in
DM ausgewiesen werden. Soll während der
Übergangsphase eine Kaufpreiszahlung
über Notaranderkonto abgewickelt werden,
so sollte eine Vereinbarung darüber getrof-
fen werden, in welcher Währung das An-
derkonto geführt wird. Nach der obigen
Schilderung sind gleichwohl Ein- und Aus-
zahlungen der jeweils anderen Währung
möglich; die Umrechnung wird von der
Bank vorgenommen.

(Notarkammer Brandenburg)

te N. unverändert bestehen, der vereinbar-
te Zinssatz gilt fort. Dasselbe gilt für die im
Grundbuch der Familie N. eingetragene
Grundschuld. Ebenso wie sich in den
Grundbüchern heute noch Eintragungen in
Mark der DDR, Reichs- oder Goldmark
finden, können auch in Zukunft Eintragun-
gen in D-Mark bestehen bleiben. Soll nach
Einführung des Euro ein eingetragenes
Recht geltend gemacht werden, so erfolgt
zu diesem Zeitpunkt die Umstellung. Wenn
die Beteiligten es wünschen, kann aber
selbstverständlich eine Berichtigung des
Grundbuches vorgenommen werden, z.B.
wenn bei einer Neubelastung die bereits
eingetragenen Belastungen in Euro umge-
schrieben werden sollen. Rechtlich erfor-
derlich ist dies jedoch nicht.

Während  der  Übergangszeit  vom
01.01.1999  bis 01.01.2002 können Geld-
schulden sowohl in D-Mark als auch in
Euro vereinbart werden. Die Entscheidung
hierüber treffen allein die Vertragsbe-
teiligten. Unabhängig von der vereinbarten
Währung ist es während der Übergangs-
phase jedoch erlaubt, Euro-Schulden in D-
Mark und D-Mark-Schulden in Euro zu til-
gen. Lediglich Barzahlungen sind aus-
schließlich in DM möglich. Es wird aller-
dings empfohlen, bei Zahlungen durch
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Nachfragen von Bürgern, Institutionen und
Medien haben die Geschäftsstelle des Obe-
ren Gutachterausschusses im Land Bran-
denburg veranlaßt, eine erste Einschätzung
über die Grundstücksmarktentwicklung
des vergangenen Jahres 1998 zu erarbei-
ten. Grundlage waren die bis zum
31.12.1998 in den Geschäftsstellen der ört-
lichen Gutachterausschüsse registrierten
Erwerbsvorgänge. Da in den Monaten Ja-
nuar und Februar 1999 noch weitere Ver-
träge zugestellt werden, wird das Ge-
schäftsjahr 1998 erst am 15. März 1999
abgeschlossen. Erst dann werden in Form
der Grundstücksmarktberichte endgültige
und statistisch gesicherte Informationen
vorliegen. Die nachfolgenden Darlegun-
gen und Übersichten sollen dem am Grund-
stücksmarkt Interessierten eine erste Ori-
entierung  geben.

Umsätze auf dem Grundstücks-
markt 1998
Auf dem brandenburgischen Grundstücks-
markt wurden im Jahr 1998 ungefähr
40.000 Erwerbsvorgänge getätigt. In Ver-
bindung mit dem Flächen- und Geldumsatz
wurde insgesamt das gleiche Ergebnis wie
im Vorjahr registriert. Auf den Teilmärkten
gab es dagegen zum Teil deutliche Verän-
derungen. Geringeres Angebot und wohl
auch nachlassendes Erwerbsinteresse wa-
ren gleichermaßen dafür verantwortlich,
daß die Anzahl der Vorgänge bei bebauten
Grundstücken um 10 % und beim Woh-
nungseigentum um 30 % gegenüber 1997
gesunken ist. Diese Verringerung zeigte
sich im engeren Verflechtungsraum  stär-
ker als im äußeren Entwicklungsraum  des

Der Grundstücksmarkt konsolidiert sichDer Grundstücksmarkt konsolidiert sichDer Grundstücksmarkt konsolidiert sichDer Grundstücksmarkt konsolidiert sichDer Grundstücksmarkt konsolidiert sich
Landes. Der Geldumsatz betrug wie im
Vorjahr ca. 7 Milliarden DM. Der finanzi-
elle Einsatz für Wohnungseigentum ist an-
teilig auf 10 % zurückgegangen und weist
damit den niedrigsten Wertumfang seit
1993 auf.

Preisniveau für den Grundstücks-
markt 1998
Ausgehend von den bisher registrierten
Erwerbsvorgängen wurde mit 14.000 Ver-
trägen für unbebaute Bauflächen fast wie-
der der hohe Umsatz des Jahres 1994 er-
reicht. Der Niveauunterschied zwischen
dem engeren Verflechtungsraum und dem
äußeren Entwicklungsraum  betrug 3 : 1.
Das Wohnbauland umfaßte auf diesem
Teilmarkt 84 % aller Erwerbsvorgänge und
82 % des Geldumsatzes. Für baureife
Grundstücke wurden im Landesdurch-
schnitt 110 DM/m² gezahlt, darunter aber
im Berliner Umland 170 DM/m² und im
äußeren Landesraum 60 DM/m². Die
Nachfrage nach Gewerbebauland hat sich
weiter verringert. Der Angebotsmarkt
überwiegt und hat die durchschnittlichen
Bodenpreise im Land Brandenburg auf 44
DM/m², d. h. um 20 % zum Vorjahr, fallen
lassen. Im engeren Verflechtungsraum
wurden nur noch 75 DM/m² (Vorjahr 110
DM/m²) gezahlt.

Der Erwerb von bebauten Grundstük-
ken ist bedingt durch ein geringeres Kauf-
interesse bei Ein- und Zweifamilienhäu-
sern rückläufig gewesen. Das betraf be-
sonders Gebäude mit einem Wert um und
über die 400 TDM-Grenze. Der Wohn-
flächenpreis ist im Landesdurchschnitt ge-
ringfügig um 4 % auf ca. 2.500 DM/m²
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WF gestiegen. Reihenhäuser und Doppel-
haushälften standen 1998 höher im Kurs.
Die meisten Erwerbsvorgänge lagen im
Berliner Umland; sie verursachten einen
Anstieg des durchschnittlichen Wohn-
flächenpreises auf 3.800 DM/m² WF.

Die auf dem Teilmarkt „Wohnungs- und
Teileigentum“ vorliegenden Ergebnisse
haben den schon im Verlauf des Jahres
1998 beobachteten Trend bestätigt, daß
dieser Grundstücksteilmarkt weiter ab-
sinkt. Der Geldumsatz ist stärker gefallen
als die Anzahl der Erwerbsvorgänge. Dar-
aus resultiert unter anderem eine Verrin-
gerung der Wohnflächenpreise im enge-
ren Verflechtungsraum um 7 % und im
äußeren Entwicklungsraum um 12 %. Im
Landesdurchschnitt wurde eine Eigen-
tumswohnung im Erstverkauf für 3.000
DM/m² WF erworben.
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Erwerbsarten

Wohnflächenpreise

Erstverkauf Wohnungseigentum 3.000 - 10 %
Ein- und Zweifamilienhäuser 2.500 +  4 %
Reihenhäuser und Doppelhaushälften 3.500 +14 %
Mehrfamilienhäuser 1.100 -  4 %

1992   1993    1994    1995    1996   1997   1998

38 40

57 62
54 57 5248

81

102
109

117
108 110

baureifes Land

Rohb./Bauerwl.

Bodenpreise Wohnbauland (DM/qm)  Im Geschäftsjahr 1998 sind fast 40.000
Hektar land- und forstwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen veräußert worden. Das
Bodenpreisniveau im Landesdurchschnitt
hat sich verändert:
•  für Ackernutzung

auf  0,46 DM/m² (- 15 % zu 1997)
•  für Grünlandnutzung

auf  0,54 DM/m² (-   5 % zu 1997)
•  für Forstnutzung

auf  0,23 DM/m²  (+ 10 % zu 1997)

Besondere HinweiseBesondere HinweiseBesondere HinweiseBesondere HinweiseBesondere Hinweise

Unabhängig von der Erarbeitung der
Grundstücksmarktberichte haben die Gut-
achterausschüsse für Grundstückswerte in
den Monaten Januar/Februar 1999 die
Bodenrichtwerte für lagetypische unbe-
baute Bauflächen zum Stichtag 31.12.1998
ermittelt.

Die neuen Bodenrichtwertkarten sind ab
Mitte März 1999 bei den zuständigen Ge-
schäftsstellen der Gutachterausschüsse
(Sitz beim Kataster- und Vermessungsamt
des Landkreises oder der kreisfreien Stadt)
erhältlich. Komplette Kartensätze wie z. B.
für das Land Brandenburg (18 Karten),
den engeren Verflechtungsraum (9 Kar-
ten) oder Ostbrandenburg (6 Karten) kön-
nen nur beim Zentralversand Karten des
Landesvermessungsamtes Brandenburg
erworben werden.

(U. Schröder, Geschäftsstelle des
Oberen Gutachterausschusses für

Grundstückswerte, LVermA)
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DVW-Veranstaltungen 1999
Vortrag (Ort, Termin, Referent)

� Weitere Entwicklungen beim Aufbau von ATKIS (Cottbus, 20.01.1999, Dr. Seyfert)
� Die Arbeiten des GeoForschungsZentrum Potsdam (Potsdam, 21.01.1999, Prof.

Reigber)
� Kontrollvermessungen im nationalen und internationalen Tunnelbau (Berlin,

28.01.1999, Korittke)
� Ingenieurgeodätische Arbeiten beim Tunnelvortrieb (Cottbus, 17.02.1999, Rausch/

Krüger)
� Photogrammetrisches Thema (Berlin, 11.02.1999)
� Die Zukunft des Berliner Lagefestpunktfeldes (Berlin, 25.02.1999, Rosenthal)
� Zur Problematik von Höhenreferenzflächen (Potsdam, 4.03.1999, Prof. Torge)
� Das deutsche Vermessungswesen im zusammenwachsenden Europa (Cottbus,

10.03.1999, Dr. Platen)
� Das deutsche Vermessungswesen im zusammenwachsenden Europa (Berlin,

11.03.1999, Dr. Platen)
� Neue Tendenzen bei der Bauwerksüberwachung (Cottbus, 14.04.1999, Prof. Möser)
� Inhalt und Organisation von Geoconsulting-Leistungen in Osteuropa (Berlin,

22.04.1999, Dr. Schindler)
� Teilungsgenehmigungen in Berlin ? (Berlin, 6.05.1999, Prof. Schmidt-Eichstaedt)
� Management im Vermessungswesen (Cottbus, 19.05.1999, Prof. Helbig)
� Zur Transformation von Gebrauchskoordinaten des DHDN in UTM-Koordinaten

des Systems ETRS89 (Potsdam, 20.05.1999, Prof. Lelgemann)
� Inhalt und Aufgaben von Geoconsulting-Leistungen in osteuropäischen Ländern

(Cottbus, 16.06.1999, Dr. Schindler)
� Mitgliederversammlung der DVW-LV Bezirksgruppe Niederlausitz (Cottbus,

16.06.1999)
� Die Aufgaben des Fachbereiches Bewertung der Treuhand-

Liegenschaftsgesellschaft Berlin (Potsdam, 24.06.1999, Troff)
� Notwendigkeit, Aufbau und Inhalt der Norm E DIN 18710 Ingenieurvermessung

(Cottbus, 25.08.1999, Prof. Klein)
� 83. Deutscher Geodätentag - INTERGEO - (Hannover, 1.-3.09.1999)
� SAPOS: Aktuelle Entwicklungen in Brandenburg (Potsdam, 9.09.1999, Sorge)
� Das Berufsbild Vermessungsingenieur im Wandel - Tendenzen, Märkte und

Anforderungen an die Aus- und Fortbildung (Cottbus, 22.09.1999, Prof.
Wehmann)

� Die Abteilung Kartographie des Landesvermessungsamtes Brandenburg stellt
sich vor (Potsdam, 28.10.1999, Dr. Neupert)

� Grundstücksbewertung im ländlichen Raum (Cottbus, 17.11.1999, Troff)
� GIS-Anwendungen in privaten Unternehmen (Cottbus, 8.12.1999, Tomsu)
� Das Amtliche Liegenschaftskataster-Informationssystems ALKIS (Potsdam,

9.12.1999, Oswald/Rothberger)

Veranstaltungsbeginn:
TU Cottbus: 16.00 Uhr, TU Berlin: 17.00 Uhr, GeoForschungsZentrum Potsdam:
17.00 Uhr
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Zu allen Zeiten hatten Bahnhöfe herausra-
gende Bedeutung, und immer ist die Rekon-
struktion alter oder der Bau neuer Bahnhöfe
mit Vermessungsaufgaben verbunden. Der-
zeit wird dies am Beispiel des Lehrter Bahn-
hofs in der Bundeshaupstadt vor Augen ge-
führt. Die gesamte Bandbreite der Vermes-
sung findet Anwendung. Wie vielfältig die
Welt der Bahnhöfe ist, zeigt das hier vorge-
stellte fest gebundene Buch (Format 25 x
30cm). In dem Buch stellt Steven Parissien
kleine skurrile Stationen und deren Atmo-
sphäre genauso dar wie imposante Verkehrs-
knotenpunkte, die Kristallisationspunkte der
Wirtschaft wurden. Das Thema ist aktuell:
Die Bahnhöfe sollen, so plant die Bahn AG,
eine Renaissance erleben. Daß die Architek-
tur der neuen Bahnhöfe nicht unbedingt ei-
ner ‘Wiedergeburt’  entspricht, macht das
Buch deutlich. Die nüchterne moderne Ar-
chitektur der neuen Bahnhöfe läuft dem Ar-
chitekturverständnis, das den ‘alten’ Bahn-
höfen zugrunde liegt, entgegen:  Die Eisen-
bahnarchitekten fanden heraus, daß der Hi-
storismus das gute, moderne Design nicht be-
hindert, sondern befreit. „Die Bahnhofs-
architektur des 19. Jahrhunderts führte aller-
dings auch manchmal zu sakral anmutenden
Bauwerken.  Dem Stettiner Bahnhof in Ber-
lin (1876) gaben die beiden Uhrentürme das
Aussehen einer mittelalterlichen deutschen
Kathedrale.“ Die Uhrentürme sind übrigens

Steven Parissien:
Bahnhöfe der Welt
Knesebeck Verlag München 1997,
240 Seiten, 128,00 DM:

ein gewisser Spiegel der Gesellschaft. “Eu-
ropaweit sind Bahnhofstürme in den lateini-
schen Ländern, wo man sich weniger um die
Zeit kümmert, am seltensten, und sie kom-
men in den Ländern am häufigsten vor, die
für ihre gesellschaftliche Disziplin bekannt
sind“ (S. 37). Aber auch neue Bauweisen und
Stile wurden im Laufe der Zeit mit den
Bahnhofsgebäuden realisiert. So war bei dem
Stuttgarter Bahnhof der “krasse Funktiona-
lismus“ (S. 182) typisch. Deutschland war in
Europa Pionier bei der Verwendung von
Stahlbeton. “Es gibt bislang kein Werk über
Bahnhöfe, das so umfassend die historischen
Stile auf der ganzen Welt zeigt und ihre ar-
chitektonischen Besonderheiten im Detail
darstellt, Bahnhöfe der Welt ist ein Fest für
alle, die sich für Züge, Architektur und Rei-
sen interessieren“ (Einbandtext). Das kann
ich nur bestätigen.

(Anne Scholz, Berlin)
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aufgespießt

So macht Abmarken wieder richtig Spaß. Wer will da noch über den Verzicht der öffent-
lich-rechtlichen Abmarkungspflicht diskutieren?

Farbtupfer: AbmarkungFarbtupfer: AbmarkungFarbtupfer: AbmarkungFarbtupfer: AbmarkungFarbtupfer: Abmarkung

Interpretation und praktische Umsetzung des  § 919 BGB bezüglich des “verrückten”
Grenzzeichens:
Auszug einer Skizze zur Grenzniederschrift:
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